
20. Oktober 1949 
20. Oktober 1979 

30JAHRE 

VERWALTUNGSSTELLE 
LANDSHUT 

m t 

FESTVERANSTALTUNG 
20. Oktober 1979 
Kolpingsaal Landshut 



INHALT 
Seite 

Eh!tu cüe Altbut 
aU-6 deA E4ö66nung ·de;., VGB-G4ii.ndungok.ong4U6e.6 

Vorwort 
des Kollegen Werner Neugebauer 

Grußadresse 
des Kollegen Eugen Lederer 

Grußadresse 
des Kollegen Hans-Jürgen Wischnewski 

• Dokument 1 
GJtii.ndungop4otok.oU deA VVWJa.lwngoote,lle Landohut 

Der Zeitraum von 1945 bis 1949 

2 

3 

5 

7 

9 

Vok.wnent 2 
Un1.adung zun. eMten VVtt4UeJtveMammlung 19 51 ; 
Vo k.ume.nt 3 
Kaooenbvucht zM eMten VVtt4ueJtveMammlung 1951 
Vok.wnent 4 
Anwuenhutowte de»: eMten VVtt4UeJtveMammlung 19 51 

Der Zeitraum von 1949 bis 1959 

Vok.ument 5 
EMte.6 04U6:ta.,tu,t deA VVWJa.lwngMte,lle Landohut 

11 

Der Zeitraum von 1959 bis 1969 15 

Vok.ument 6 
Ffugb.ta.ü aU-6 dem BayeJtn6t4uk. 19 54 
Vok.ument 7 
Monat6bvucht deA VVWJa.lwng6ote,lle AugU-6t 1954 

Der Zeit raum von 1969 bis 1979 17 

•• 
Vok.ument 8 
Ma/1'tegefungen -&t0olge du St4uk.6 1954 
Vok.wnent 9 
AltbutogvuchuMtul vom JanuM 1955 
Vok.ument 10 
An-t:4ag au6 We..«Vtgewä.h!tung von Gerna/31r.egeUenunteMtiUzung 
Vok.ument 11 
AU-6zug aU-6 uneA Gernaß4egeUenwte 

Herausgeber: 

Industriegewerkschaft Metall 
f.d.Bundesrepubl.Deutschland 
Verwaltungsstelle Landshut 

Verantwortlich: 

Werner Neugebauer 
1. Bevollmächtigter 

Ausblick 

Au0.e.öoungobuch.e.uß de;., Baye!U6chen GeweJtk.6cha0u­ 
bunde;., von 1949 

21 

Anhang 
ausgewählte statistische Angaben 25 

AU-6 de». Sch.e.ußan6pMche Han6 Böck..e.eM anlä.ßuch 
de;., VGB-G4ii.ndung6k.ong4U6e.6 

1 



- 
L, 

VORWORT. 

Der nachfolgende erste Vers des Gedichtes Requiescat von Ferdinand 
Freiligrath leitete den Gründungskongreß des Deutschen Gewerkschafts­ 
bundes ein, der vom 12. bis 14. Oktober 1949 in München stattfand. 

Der Münchner Friedrich Domin, Mitglied der Gewerkschaft Kunst, sprach 
diesen Vers als Prolog. 

• EHRET DIE ARBEIT 

Wer den wucht'gen Hammer schwingt, 
Wer im Felde mäht die Ähren, 

Wer ins Mark der Erde dringt, 
Weib und Kinder zu ernähren; 

Wer stroman den Nachen zieht, 
Wer bei Woll' und Werg und Flachse 
Hinterm Webestuhl sich müht, 
Daß sein blonder Junge wachse; 

Jedem Ehre, jedem Preis! 

Ehre jeder Hand voll Schwielen! 
Ehre jedem Tropfen Schweiß, 
Der in Hütten fällt und Mühlen! 

Ehre jeder nassen Stirn 
Hinterm Pfluge - doch auch dessen, 
Der mit Schädel und mit Hirn 
Hungernd pflügt, sei nicht vergessen! 

Die Industriegewerkschaft Metall, Verwaltungsstelle Landshut, 
führt zu ihrem dreißigjährigen Bestehen eine Veranstaltung durch, 
um der Öffentlichkeit und unserer Mitgliedschaft die Möglichkeit 
zu geben, die Arbeit dieser Organisation zu werten. 

Hier geht es nicht um Nostalgie, sondern um das selbstbewußte 
Darstellen der Ergebnisse täglicher Kleinarbeit in den Betrie­ 
ben und in der Gesellschaft als Gewerkschafter. 

Die Geschichte der Arbeiterbewegung ist gepflastert mit Kämpfen, 
mit Siegen, aber auch mit Niederlagen. Es waren die Männer und 
Frauen dieser Arbeiterbewegung, die Bismarck unter dem Soziali­ 
stengesetz trotzten, die dem Hitler-Faschismus in Gefängnissen 
und Konzentrationslagern Widerstand entgegensetzten und die oft 
genug ihr Leben dafür lassen mußten. 

Aus den Lehren der Vergangenheit wurde nach 1945 diese Einheits­ 
gewerkschaft - geordnet nach ·dem Industriegewerkschaftsprinzip - 
geschaffen, als Schutz- und Trutzbündnis der arbeitenden Men­ 
schen • 

• 

In der Öffentlichkeit, in der Gesellschaft und in den offiziel­ 
len Geschichtsbüchern wird nach wie vor die Geschichte der Ar­ 
beiterbewegung, das Wirken der Gewerkschaften, sträflich vernach­ 
lässigt. Dieser Zustand ist zutiefst unbefriedigend. 

Unsere Veranstaltung zum dreißigjährigen Bestehen der Verwal­ 
tungsstelle soll dazu beitragen, das Geschichtsbewußtsein der 
abhängig Beschäftigten zu fördern und wach zu halten. Sie soll 
den jungen Kolleginnen und Kollegen aufzeigen, welcher Kämpfe 
und Auseinandersetzungen es bedurfte, um das, was heute so selbst­ 
verständlich erscheint, durchzusetzen. 

Diese Veranstaltung soll Dank und Anerkennung denen zollen, die 
in guten und schlechten Zeiten zu unserer Bewegung gestanden 
haben und diese Ve~anstaltung soll schließlich unseren gemein­ 
samen Willen zur erfolgreichen Fortsetzung unserer Arbeit do­ 
kumentieren. 

Wir hoffen, daß dieser Tag··sowohl für unsere Gäste als auch 
für unsere Mitglieder eine bleibende Erinnerung sein wird. 

'~ /w;rner Neugebauer 
1. Bevollmächtigter 

2 3 



Eugen Lederer 

1. Vorsitzender der 
Industriegewerkschaft Metall 

• 

• 

GAUSS-ADRESSE 

Liebe Kolleginnen, 
Liebe Kollegen, 

0 

oie dreißig-jährige Wiederkehr der Gründung der Verwaltungsstelle 
ist ein Einschnitt im Leben der Organisation und damit ein will­ 
kommener Anlaß, sich auf Erfolge und Anstrengungen der Vergangen­ 
heit zu besinnen und vorwärts zu blicken, um die Ziele der kommen­ 
den Arbeit und Schritte zu ihrer Verwirklichung zu diskutieren. 

Landshut, eine der flächenmäßig größten Verwaltungsstellen in der 
IG Metall, hat in den Letzten 30 Jahren eine Veränderung von einer 
früher schwerpunktmäßig landwirtschaftlich geprägten zu einer stär­ 
ker industrialisierten Region erlebt. 

Unter den genannten Bedingungen war und ist Gewerkschaftsarbeit 
hier mit großen Schwierigkeiten und auch mit viel persönlichem 
Mut und Einsatz der Mitglieder und Funktionäre verbunden. Ein Be­ 
weis für die erfolgreiche Arbeit ist das stetige Anwachsen der 
Mitgliederzahl der IG Metall in dem Bereich der Verwaltungsstelle 
in den Letzten 30 Jahren. Waren 1955 nur 2.350 Kolleginnen und 
Kollegen organisiert, so stieg ihre Zahl auf das über dreifache 
1973 und erreichte mit über 17.000 im Jahre 1979 einen neuen Höhe­ 
punkt. Damit wurde ein sicheres Fundament gelegt, auf dem die Or­ 
ganisation in bewährter Weise aufbauen kann. 

D~e gegenwärtige politische Lage in der Bundesrepublik stellt uns 
vor besondere Aufgaben. Der Angriff der CSU auf die Einheitsgewerk­ 
schaft gefährdet das bewährte Zusammenspiel der gesellschaftlichen 
Kräfte in unserer politischen Ordnung, weil anstelle der Vielfal 
in der Einheit willkürliche Sonderbündelei von Teilinteressen ge­ 
setzt werden soll. 

Die Vielfalt in d~r Einheitsgewerkschaft garantiert eine ausgewo­ 
gene Interessenvertretung, enthält den heilsamen Zwang zum Kompro­ 
miß und befähigt die Gruppierungen und den Einzelnen zum demokra­ 
tischen Konsens. Wirksame Interessenvertretung einerseits und die 
Fähigkeit zur Grundübereinstimmung und zum Kompromiß andererseits, 
sind die Pfeiler, auf denen unsere demokratische Ordnung fußt. 

Die IG Metall mißt die politiichen Parteien an ihren Programmen und 
an ihren politischen Aktivitäten. Parteien und Politiker haben nur 
dann einen Anspruch auf Unterstützung, wenn ihre Programme und Ak­ 
tivitäten dazu beitragen, die politische und gesellschaftliche 
Entwicklung der Bundesrepublik auf dem Weg zur sozialen Demokratie 
voranzutreiben. 

Gewerkschaften nehmen diesen Auftrag jenseits aller kurzfristigen 
Wahlkampfhektik wahr. Nicht nur die historische Erfahrung des ge­ 
werkschaftlichen Kampfes für die gesellschaftliche Besserstellung 
der Arbeitnehmer hat uns das gelehrt, sondern auch die Einsicht, 
daß unser demokratisches System nur dann lebensfähig ist und sich 
weiterentwickeln kann, wenn die Demokratisierung alle Lebens- und 
Arbeitsbereiche umfaßt. 
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GAUSS-ADRESSE 

(1 

Hans-Jürgen Wischnewski 
Staatsminister beim Bundeskanzler 

Liebe Kolleginnen, 
Liebe Kollegen, 

als einer von denen, die beim Aufbau der Verwaltungsstelle Lands­ 
hut mitgearbeitet haben, sende ich Euch zum 30. Jubiläum meine 
herzlichsten Glückwünsche. 

Eure Verwaltungsstelle ist im selben Jahr gegründet worden wie 
die Bundesrepublik Deutschland. Als wir 1949 unsere Arbeit be­ 
gannen, hat keiner von uns zu hoffen gewagt, daß die Bundesre­ 
publik Deutschland sich politisch und wirtschaftlich so erfolg­ 
reich entwickeln würde. Es ist zu einem nicht geringen Teil 
Verdienst der IG Metall und der übrigen Gewerkschaften, daß 
unser Land heute internationales Ansehen als demokratischer und 
sozialer Rechtsstaat genießt. 

Die deutschen Gewerkschafter sind sich ihrer Aufgaben im Staat 
stets bewußt gewesen: als es nach dem Krieg darum ging, die 
Ärmel hochzukrempeln und beim Wiederaufbau zuzupacken, waren 
die Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaften in vorderster Linie 
dabei. 

Heute geht es darum, das Erreichte zu sichern, zu festigen und 
auszubauen. Nach Jahren des wirtschaftlichen Aufschwungs und · 
der Vollbeschäftigung erzwingen Energieknappheit und rapide 
steigende Ölpreise einen strukturellen Wandel unserer Wirtschaft. 
Auch mit diesen Problemen müssen wir fertig werden. 

Die Gewerkschaften haben - gemeinsam mit den Unternehmen - da­ 
für zu sorgen, daß diese Umwandlung nicht auf dem Rücken der 
Arbeitnehmer ausgetragen wird. Ich halte es für ein Unding, 
jetzt die Gewerkschaftsbewegung spalten zu wollen. Wir müssen 
denen, die das vorhaben, eine klare Abfuhr erteilen. 

Vernunft und gewerkschaftliche Solidarität sind auch in Zukunft 
ein guter Ratgeber. In diesem Sinne wünsche ich der Verwaltungs­ 
stelle Landshut, allen Kolleginnen und Kollegen, weiterhin eine 
gute und erfolgreiche Arbeit. · 
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Grußwort des Bayerischen Gewerkschaftsbundes an den Gründungskon­ 
greß des DGB - München 1949 
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lnd6strl•-~•werkacha~ Metall 
~ Landahut 

(B.G,B.) 

------------* 

g/7~.1 .,:v;,,, dl'~ /4~r rJ.._.._r-f6 h!u -c 
.:2r1e~/r,: ~n'olzf «'1?.j ,u#9't tqsl':~~4o .. ~ 

@ Landshut, den 1.4 •.... 1..abruQ ... 1.9JQ_ 

Abacbriftl 

Kollege Lorenz Hagen: 

'' ••• Die im Bayerischen Gewerkschaftsbund organisierten Ge­ 
werkschafter entbieten dem Kongreß die besten Wünsche und 
Grüße. 

Wir Bayern sind stolz darauf, daß ein Ereignis von der Be­ 
deutung des Gründungskongresses des Deutschen Gewerkschafts~ 
bundes in München stattfindet. Vier Jahre sind seit dem Zu­ 
sammenbruch vergangen, bis der Wunsch aller Gewerkschafter, 
ob jung oder alt, in Erfüllung gehen konnte und wir zu ei­ 
nem neuen einigen Deutschen Gewerkschaftsbund frei von jeg­ 
licher politischer Bindung kommen konnten. 

Wir hoffen, daß es unseren Gästen in unserem schönen Bayern­ 
Land und besonders in München gefällt. Wir glauben, daß die 
Arbeit, die Sie als Delegierte auf diesem Kongreß zu erledi­ 
gen haben, mit beeinflußt wird durch die sprichwörtlich be­ 
kannte bayerische und speziell Münchner Gemütlichkeit, die 
schon so oft ausgleichend gewirkt hat. Mögen Sie, Kollegin­ 
nen und Kollegen, die Sie als Delegierte berufen sind, an 
diesem neuen großen Einheitswerk mitzuarbeiten, sich bewußt 
sein, daß gerade unser München eine Stadt der Kongresse ist, 
die auch im Gewerkschaftsleben de~ öfteren eine nicht un­ 
wesentliche Rolle gespielt hat. Mögen Sie aber darüber hi­ 
naus München auch als Kunststadt werten, wenn auch heute 
nach den unseligen Folgen des Krieges die Kunst in München 
noch schwer zu Leiden hat. 

Unsere besten Wünsche und Grüße begleiten den Kongreß. 
Möge Ihnen unsere ganze Freundschaft beweisen, daß wir uns 
eins mit Ihnen fühlen. Wir hoffen, daß nach getaner Arbeit 
im geselligen Kreise auch die Bindung von Kollegen zu Kol­ 
legen uns im Sinne echter bayerischer Gemütlichkeit mensch­ 
lich näher bringt. 

Nochmals ein herzliches Willkommen und ein Glückauf zur 
Arbeit!" 

P ro t o k o l 1 über die Sitzung der 
.BeTOllmiicbtigten und deren Stellvertrete- tür die 

zulciint .tige Ortsverwaltung. 

Orts Landahut 
Beginn& 10.~ ~ 
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! 
1) 

jl 

1 
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Anweaend waren, von Landshut . Xon. Winner 1.- Vorsitzender 
Kollo Krbcber als Vätreter für 
Xoll. Ettellbacher, atv. Vorsitzender, 

von Dingolfing Koll. Wider& al.s 1. Vorsitzenderr 
von Eggenfelden Xon.· Weiss 1 • Vorsitzender 
von Pfarrkirchen 
und Griesbach Bll. Neuwal.den ( mit Beglaubi,gunga- 

achreiben als Verti-eter) • 

Nach .luatiibrungen des Xoll. Wachter wrden folgende Beschlüsse ein­ 
stillllllig gefasst& 

1. Die Anwesenden sind bereit, eine Ortsverwaltung .zu bildan, deren 
Arbeitsbereich die Landkreise Landshut, Rottenburg, Mainburg, · 
Landau/ .Isar, Dingol:fing, Vilsbiburg, Eggenfelden, P!arrkircben 
und Griesbach ·umtasst. 

2. Der Sitz der Ortsverwaltung iat Landshut. 

3. Die Konstituierung der Ortsverwaltung ergab folgendes Ergebnias 

1 • Bevollmächtigter, 
2. Bevollmächtigter& 

Schrittrobrers 
Kassier·, 
Revisoren& 

Beisitzers 

~ 
r 

8 

Winner Peter 
Widera nihelm 
Ettenbacher Ferdinand 
Reiss Günther 
Weise Josef 
Rimböck Xaver 
werden in der ersten Sitzung der neuge­ 
gründetes Ortsverwaltung nominiert und 
gew!ililt. 

4. Bi• spätestens 15. November.1949 geben alle biaherigen Ortsverwaltun 
gen einen genauen Bestand ihres Vermögens an die neu gebildete Orts--- 
verwaltung Landshut. · 
Die Hälfte dieses Vermögens wird an !11• neue Ortsverwaltung über­ 
wiesen. 

5. Die 15 ?' des Beitragsaufkommens, die bis zum _;1.12.49 auf Grund 
unserer Bindung zu den Bund noch beibehalten werden, llliissen in 
voller Höhe, abzüglich des Prozentsatzes tür die .Kassierung an 
die Ortsverwltung Landshut abgeliefert werden. Die Finazierung 

DOKUMENT 1 



aller gewerkschaftlichen Aufgaben erfolgt von der Ortsverwaltung . 
6. Die neue Ortsverwaltung beschliesst die .Anstellung eines haupt_ 

amtlichen Kollegen und nimmt dazu Ausschreibungen in der Gewerk­ 
schaftszeitung vor. 
Baldmöglichst wird über diese eingegangenen Bewerbungen eine Tult­ 
scheidung gefällt. 

?. Alle bisherigen Ortsverwaltungen verschaffen sich eine Abschrift 
ihrer Mitgliedskartei, bzw. _eine Mitgliedsliste und senden diese 
bis spätestens 10. Ifovember 1949 an die Ortsver·.al tung Landshut 
eir.. 

8. Die neue Ortsverwaltung gibt einen genauen Bericht über die 
Sitzungen und deren Resultate an die Landesleitung (Bezir:rnleitung). 

Landshut, 20. Oktober 1949. 

get. \fachter. 

······~························· 

1945-1949 
Am 8. Mai 1945 setzt die Kapitulation der deutschen Armee einen 
offiziellen Schlußpunkt unter 12 Jahre faschistische Diktatur und 
7 Jahre totalen Krieg. Der Zeitraum bis 1949 war vor allen Dingen 
geprägt durch die unmittelbaren Folgen des II. Weltkrieges und 
die unseligen Hinterlassenschaften der Nazi-Zeit. 

Die Industrieproduktion ist zum größten Teil eingestellt, eine ge­ 
regelte Lebensmittelversorgung gibt es nicht, hunderttausende von 
Wohnungen sind zerstört. Der Krieg hat 56 Milli6nen Menschen das 
Leben gekostet, ca. 30 Millionen sind durch die Kriegsfolgen zu 
Nomaden geworden • • DIE SITUATION DER BEVÖLKERUNG 

NB., Die neue Ortsverwaltung ersucht um einen Ankauf von einen neuen 
Schreibtisch, Rollschrank, Geldkasette und 6 Stühlen. 

Die Situation der Bevölkerung nach Beendigung des II. Weltkrieges 
ist katastrophal und in einigen lebenswichtigen Teilbereichen so­ 
gar schlechter als unmittelbar vor bzw. während des Krieges. 

Die Ernährungslage verschlechtert sich in den ersten Nachkriegsmo­ 
naten rapide. Der harte Winter 1946/47 verschärft diese Situation 
noch erheblich und führt zu zahlreichen Hungertoten. Gleichzeitig 
sinken die Reallöhne im Vergleich zu 1938 um 30 bis 40 Prozent, da 
die Besatzungsmächte den Lohnstop von 1939 vorläufig aufrecht er­ 
halten. Hinzu kommt, daß der Lebenshaltungskostenindex ständig 
steigt und 1949 fast doppelt so hoch Liegt als 1938. Auch nach der 
Währungsreform vom Juni 1948 tritt keine greifbare Besserung der 
Lebensbedingungen ein. Die Arbeitslosigkeit steigt sprunghaft an 
und überschreitet bald die Millionengrenze. 

INDUSTRIE 

.-~ 
Das Potsdamer Abkommen sieht vor, daß ein großer Teil der deutschen 
Industrieanlagen demontiert wird und beschränkt die Produktion. Im 
Industrieplan des alliierten Kontrollrats ist vorgesehen, daß in den 
deutschen Unternehmen höchstens 50% dessen produziert werden darf, 
was 1938 hergestellt wurde. Die Rüstungsproduktion wird vollständig 
untersagt, die großen Konzerne sollen entflochten werden. 

Die westlichen Besatzungsmächte Leiten jedoch relativ schnell einen 
deutlichen Kurswechsel in ihrer Politik ein. Mit dem Marshall-Plan 
beginnt 1947 ein Programm, das die Wiederherstellung der alten Be­ 
sitzverhältnisse ermöglicht. Die Währungsreform tut ein übriges, in­ 
dem sie die Besitzer von Sachwerten praktisch wieder in den alten 
Stand versetzt. Der revidierte Industrieplan sieht Produktionsstei­ 
gerungen vor und reduziert die geplanten Demontagen erheblich, die 
kurze Zeit später sogar ganz eingestellt werden. Bereits 1948 ist 
in etwa der Vorkriegsstand der Produktion wieder hergestellt. 

9 



WIEDERAUFBAU DER GEWERKSCHAFTEN 

Z~rrissenheit und Uneinigkeit hatten die deutsche Arbeiterbewegung 
daran gehindert, den Faschisten ihre ganze Kraft entgegenzustellen. 
Die Machtübernahme Hitlers besiegelte ihre Niederlage und die 
"Gleichschaltungsaktion" des Nazi-Regimes zerschlug die Verbände. Es 
stellte die Funktionäre unter·Verfolgung, mordete viele von ihnen in 
Konzentrationslagern und Gefängnissen. Dennoch arbeiteten viele Ge­ 
werkschafter illegal in den Widerstandsbewegungen oder versuchten 
aus der Emigration heraus Verbindungen aufrecht zu erhalten. 

12 Jahre Faschismus konnten jedoch den Gewerkschaftsgedanken nicht 
in Vergessenheit geraten lassen. Die überlebenden oder aus der Emi­ 
gration zurückkehrenden Gewerkschafter beginnen sehr früh, neue Or­ 
ganisationen und Zusammenschlüsse zu schaffen. In den ersten Monaten 
des Jahres 1945 wird vielfach noch illegal gearbeitet. Obwohl die 
Besatzungsmächte die Neugründung von Gewerkschaften noch nicht zuge­ 
lassen haben, werden bereits wieder Beiträge kassiert, neue Mitglieds­ 
listen erstellt, örtliche Gremien konstituiert. Zielsetzung ist über­ 
all, eine starke, einheitliche Organisation zu schaffen. 
Die Politik der Besatzungsmächte behindert vielfach die Neugründun­ 
gen durch administrative Auflagen und Erschwernisse, verbietet 
überregionale Zusammenschlüsse. Dennoch finden 1946 bereits die er­ 
sten zonalen Gewerkschaftskonferenzen statt, die im wesentlichen 
die Aufgabe haben, die nötigen Vorarbeiten für die Bildung neuer 
Organisationen zu leisten. 

Vom 13. bis 16. Juli 1946 findet die erste Zusammenkunft in Bayern 
statt. 503 Delegierte vertraten damals rund 250.000 Kolleginnen 
und Kollegen. Ein Arbeitsausschuß erhält die Aufgabe, die Gründung 
eines Bayerischen Gewerkschaftsbundes vorzubereiten, der dann 1947 
bereits seinen ersten Kongreß abhält. Im gleichen Jahr tritt erst­ 
mals wieder die bayerische Gewerkschaftsjugend zu einem Bundesju­ 
gendtag in Augsburg zusammen. 

Nachdem mit der Kontrolcratsdirektive Nr. 31 die Koalitionsfreiheit 
wiederhergestellt ist entwickeln sich die Gewerkschaften schnell zu 
überregionalen Verbänden. Ende 1947 wird der Deutsche Gewerkschafts­ 
bund für die britische Zone gegründet und bereits im Mai des Jahres 
1948 beschließt eine Konferenz in Bad Vilbel, einen einheitlichen 
Gewerkschaftsbund für die britische und die amerikanische Zone zu 
bilden. 

Industricg€werkscrirfi; "E"tall" :für die BuAdesrepublik Deutschland 
0:::-'.:;3vorwnl tu.ng Landshut 

16, Januar 1951 

Werter Kollege! 

Auf Grund der Wahl, durch welche Du als Delegierter für die 
Vertretorversamml=g ( siehe Satzung, § 25 ) bestimmt wurdest, 
laden wir Dich hicmi•i; zu de::· a:n 

Sonntag den 28. Januz z- 1951 vormittags 9 Uhr, 
( Ende et\7n gegen 16 Uhr)· stattf·indcnden Vertreterversammlung ein. 
Diese findet in Landshut und z=-~ im Gasthaus !llünsterer (Ecke 
Bismarkplatz - Rcgensburgcrstrasse) statt! 
Folgende Tagesordnung w'...rd vorgeschlagen: 

t,1. 
(_,,2' 

3, 
'+. 
5. 
6. 

fs: . 9, 
t-"-<10. 

11. 
12. 

Begrüssung, . 
Wahl cinor drciköpfigen Mandatsprüfungskommisl!!ion 
und eines .3 köpf Lgon Wahlausschusses, 
Jahresgc..;cr.äftsbcri.cht, 
J ahr-e skas.sonbor Lchb , 
Ausspr:1c:10 zu diesen beiden. Berichten, 
Rev t s Lcnsbez-Lch+ und Entlastung dor Vorstandschaft, 
Beschluasfo.srmng über das Ortsstatut, ( siehe Anlage) 
BescblussfasGung über die Gcschäi'tsordnung, (dto,) 
Neuwahl der Orts..,,urwaltung, 
Wahl.der 3 Delegierten zur Bezirksko.uferEmZ, 
Anträ5e und Verschiedenes, 
Schlusswort, 

Die Not der Bevölkerung bestimmte in den ersten Nachkriegsjahren 
die Tagesarbeit der Gewerkschaften und der betrieblichen Funktionäre. 
In zahlreichen Auseinandersetzungen wurde um Lohn und Nahrung ge­ 
stritten. Die Aufrechterhaltung des Lohnstops durch die Alliierten 
machte es den Gewerkschaften in vielen Bereichen unmöglich, in Tarif­ 
verhandlungen einzutreten. Dennoch können unter dem Druck von Pro­ 
teststreiks in einigen Industriezweigen die.Löhne erhöht werden. 

Am 8. April 1948 treten in Bayern rund 2.500 Monteure der Elektro­ 
industrie in einen 8-tägigen Streik, der erfolgreich abgeschlossen 
werden konnte. Nach Aufhebung des Lohnstops findet der erste größere 
Streik in der bayerischen Metallindustrie statt. 15.000 Beschäftigte 
legen im Februar 1949 die Arbeit nieder, um höhere Löhne durchzu­ 
setzen. 

Anträge zur Abänderung (er Tagesordnung, des Ortsstatuts und 
der Geschäftsordnung, cnc:;:- zum Punkt 11 dor Tagesordnung müssen 
bis ~äto.§._~ens Freita3 den 26. in der Geschäftsstelle der Orts­ 
verwa tung \Lands!:iut, Ait.stadt 88/I ) vorliegen. 
Der Kassenbericht geht allen Delogierten bfs Anfang nächster 
Woche pr. Drucksache zu 1 · · 
Jeder Delegierter, sowoitfar stimmberechtigt ist, muss zur 
Konferenz sein Mitgliedshc,ch vorweisen! Kollegen, welche 1.hr 
Mitgliedsbuch nicht vorlegen können, sind zwar teilnahmebe­ 
reol:).tigt, haben aber_ke_i,ii_~f~i=acht 1 
Wahlberechtigt ist in der Vertreterversammlung jeder Kollege, 
der 13 Wochen Mitglied der Gewerkschaft ist1 wählbar dagegen 
sind nur Mitglieder, welche beroits 52 Wochen Mitglied dor 
Gewerkschaft sind und ordentliche Beiträge goloistet haben 
( siehe Satzung § 24 Ziffer 2) 
Jeder Delegierter erhä~t neben e~om Dele~ortengcld auch noch 
die Pahr-t.zoa'cen (3. Klasse und nur Sonn.to.gsfahrkarte ) vorgiltet. 
Von allen ~ewählton Delegierten erwarten wir, dass sie 

1. vollzählig und _ 
2. pünktlich nr3choinon, damit wir bis 9 trhr beginnen 

und so fr·h.,.r;~'-> ~~""~ -.--~'l. kÖ'1""'",- dass alle Dolegierton ~t 
den 41:;_ ~-"·.ilgon wieder zurüc'7:-:"J.hren :.n der Lago sind, 

Mit kollegialen Grüssenl 

i. A. der Ortsvorwal tung 1 

gez. Pet0+ Winner, 
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:'-.:.lll~1'• Jgo1rerttecfläf1, "'Metail" f'i!l'.' ~ie Bwiüe31'epu'l:,l1k Le'.lu:,c:.la::sd 

Ortsverwaltung Laadslnit 

22. Jan. 1951 

Werter Kollege 1 

Wir beziehen uns au:f die Einladung zu der Vertreterversammlung 
am kommenden Sollittag ( Beginn 9 Uhr vormittags ) , zu der wir 
Dioh mit Bestimmtheit erwarten, und übersenden Dir nach- 
folgend den angekündigten Jahreskassenbericht: 

Eunafünen 1 9 5 O , Ausgaben 
Kassenbestand am 1,1,50 DM 666.71 
Anteil aus dem Gesamterlös 
der Beiträge~ 25 % aus 
DM 7°? 931,80 

_ Arbeitnehmeranteile der 
Soz, Vers, Beiträge 
Lohnsteuer 
Zinsen 

181-182,02 

23}.-70 
2.99,-- 
22.50 

Gehälter 
8oz. Vers. 
Lohnsteuer 
Entschädigung der 
Ortsverwaltung 
Entschädigun~ an 
Beitragskassierer 
Büroeinrichtung 

AI!, DM 6777,10 g,.~,o 
Beitr.,. 928.51 "8,ß ~ 

1+96.50 

1635-98 

3871.89 
302.32 

1,.;~ 
( s.,, '!t 

6,f~ 

Anwesenheitsliste für die 

Vertreterversammlung am 28. Januar- 1951 im Gasthaus Münst'erer 

L a n_ d$h u t 

Lfde. 
Nr. 

7,+5 i ~!iete, Heizung, 
.-- Reinigung und Licht 1+07.77 

Bürobedarf, Schreib- 
1893,88 1 material usw. 422,03 

1

. Porto und Telefon 809,1+7 

118,50 Agitation, Flugbl- ätter ,i a 
u, Inserate usw. 106,88 d,·,'fY, 
Verhandlungen, Kon- ! ferenzen und Fa.~- I/. 
gelder 1?65.07 ./.,lt~ 

1 Bibliothek usw. 156,22 t1i "" 
'I Sonstige Ausgaben 16'+3,48 ~,tJ ~ 

Unterstii.tzungs- p, s;rj, 
-------------------~-nz:eiJli~------------112 ... =c:..- , 

Gesamteinnah~en 221+61-.31 i GesamtausgaDen 1971+0.22 
~ . 
1 Kassenbestand: 2721~09 

~--------1. --------- 
22461,31 22461,31 

Sonstige Einnahmen 
tlberweisungen der Zahl­ 
stellen ihrer alten 
Geldbestände 
Arbeitnehmeranteile der 
Unterst, Vereinigung 

Name.und torname: 

=============~....c'I.. ------------- 
Im ausgeworfenen Kassenbestand sind die Beträge enthalten, welche 
noch den Zahlstellen Dingolfing, Moosburg und Freisin.:;; zu ihrer 
eigenen Verfügung stehen. 
Zu Lasten· des Hauptvorstandes der I,G. Metall 1.n Frankfurt wurden 
von der o. V, Landshut ausbezahlt an 
Krankenunterstützung DM 2 003,20 
Sonderunterstützung für 
Weihnachten 1950 · 
Sterbegeld f'. Mitgli8der 
Sterbegeld f. Ehefrauen 
Für die Richtigkeits 

Zahlstelle: 

2 360,-- 
1 180.-.;;;. 

70,-- 

gez. 7inner (1. Bevollmächtigter) 
Reiß (Kassier) 

~otfallunterst; DM 
Recl:taschutzkostcn 
:B'ahrtkostcn zum 
Besuch der Schule 

gcz, 

180.--- 
13'+,98 

1-1-98,-- 

",~-~ 
1,$1?& 
,f,/'rP 

Sumoor Johann,~ Rovi-­ 
Rimböck Xavcr, sorcL 
Junge fü,inz 

Funktion: 

1 
l.t_ 

J 
1/ 
r 
6 
1 

Ding 
✓-✓ ' ✓- _/ ,:f#-:~04 .,V: ;z;_ _ 
$1~ ~/1/1/J/~ 
J/.,.. ·L 

lJ/i:-J~, t'ut1f::r 
h , c' - 

iii"i vh{l,k .,,_, ..,_ 11,,-~,-,, f:11'.l-_') 
~ j' 1 •//J '~v Jßrt"-L 

e> l -_ ' 

ZfG ',0.::~--- --- /ol, ·, J 
_[j_ .. L _'_(.M,'-1 

_ _ _ · _ _ _ F r_ e ils i ~ g : 

·~ f;/4: {,/7, - ,,_ - .ae« _ '[/1 (4ft ;f 
,o :!~ '0--1 \ , --:L_ -r.-•.-,tjl•-f' ~\Ak'Y- .v\. 

___ !j __ Jtwf~ .j,~1 - , , 
1/.l'l /C:e,(,,(,t,,, ~-, ?',1-\,~c-,Cr 
Nr/_ -- - · -" - 1-r - -- -- - r - 
M_ 'v1f;;,y,~~Al-; v~--- - ---1~~~,\fr"'21 

•:_A ' /4~ -~ - ;z~~, ' /f/. r- 

~ 

J 
_,t/fl,: 

41 

La n(d s h u t: 
;!Ji,_,...,h,,./,r /':,,(;;, v....,_.,f ,- I . - - /ri ,,,.-.t, 1... 

V').eii (~ T:,_; :ri/(ffe,· 
~dke, 
·~ 

o'l,f/i~~,-, 

>:,' -')1 _; 'z; 
,,/ , ,1,. ,,~ ' I 

V-V -1'7 V/ ' ✓ 
rJ;_,,,-::J,t,,,_,--.p . 
!lT~-- 

·•. ,?,. ;,_, ;,t/,.t -·". · .. ,, '~;'')-ve~1 _ 
fl,y 1 
' I_' c'-'4"---'-P- ~~~j j - ; 

/
10~0--i,o 
/i '(f)!/17/ 

/ I - 

q,:;'-"t.<(!-1-,L·'/,',~) !,{.f~~l:·:-·•L;,,. J, ~ -u 

;, 

~)f-1AJ4 
1( 

' -1-) / /:' ,' ? cr_-i l.-<,_ (:,- ;-r:c i 

,;t;/~~;f;iq­ 
{, f/2v-(\:Jef v---1,/ - 

- . . . -r-11 ' / __ . - - 
,h_,.pp w,AJJ,-'' f-(J 

--- '1_ .. sf· - -- --· 

i-trl_:\I. ·J 

14 ,1,' ·~ _x'nt i ·-t5¼' 
7[j -,-{ I 
(} z , ( ~; 'LVL,. 

/.f(/J'7-ci?'(· I 
et/ , /, / 

,,ch,,JJ;j,_H[J-j o: - 
~~f ,rrvl- 

1111 L{I' ., t- ... '.t.!!! \.._,··!<'(·Vv 

~cl!.~ 1,-\J;N~ ~ 
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Lfde 
Nr. 

Name und Vorname: Zahlstelle: FunktiLont 

_J/J 
~.y 
J,S- 

1,t 
.lf 

Ji 

J,J 
$() 

.Y 

Moosbur 

fl~k~~tli~i 
.151; 1 }o ?v(d ., ,i,,,/ d~;:✓Yl f ~, ';7 

PfarrkircJJep;_ 
/,.,, /7 -; 

,; ~ t1t,7 -(' t?! '( / 

~,h~,;,,k ~~7-~---· 

·---- ·-z-··- ··- / r - ,/ 

,/L,r-v'f ·;~')Y-- . :/4L~ ,/&L --·- 
)/J,, ~ h) 1- C;' '- AY> /I­ I /;--/u .,,·:v:r.Y.-- c,t1·1<·U1M·•vv· _ 

••• '-':/,
1>-1l, ~~-~~: . t . .1,·. · r /.:·,1- 

rf (/ 

·- Egge.J;!f e ")..d ep.L 

1/4 lc" - b,/,n_ • J:·,N--t' ( .-:-:------ · ·· · ',n c:l 
1 ---,-- 

Vilsbirb:u,I'.ß! _ 

-✓,;:: ·--~ =frh--->?--rlv:k<--. 

1949-1959 
ALLGEMEINE ENTWICKLUNG 

Der Zeitraum von 1949 bis 1959 ist geprägt vom Wiederaufbau - so­ 
wohl im wirtschaftlichen als ~uch im gesellschaftspolitischen Be­ 
reich. 

Am 23. Mai 1949 wird das Grundgesetz verkündet. Mit der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland Liegt die Gesetzgebung wieder in den 
Händen deutscher Politiker, nach und nach werden die Verfügungen der 
Alliierten aufgehoben. Die ersten Bundestagswahlen bringen - wie die 
bereits 1946 durchgeführten Kommunalwahlen - knappe Mehrheiten für 
die CDU. Sie erhält 139 Sitze im Bundestag (31%) und Konrad Adenauer 
wird Bundeskanzler. 

V 

.. ~ 
/ E r d i n g; 

l!v- X: J . --- .. 
. . . ".•'J> 

____ !AJ __ i,l/41111 . h,f. dir·---··--,---- 
- __ Mitglieder d'er Ort_llvsr,dal tung, 

e 1 d __ e n: , _ 

~-- 

-------·--·~ ---·-·- ---- 

welc.h.e_,kei..!l.lß_tJ,l!l.lllr.eCht .habena., . 

Nach Aufhebung der zonalen Beschränkungen schließen sich auch die 
Gewerkschaften auf Bundesebene zusammen. Die Landesverbände werden 
aufgelöst und vom 12. bis 14. Oktober 1949 findet in München der 
Gründungskongreß des Deutschen Gewerkschaftsbundes statt, der 16 
Einzelgewerkschaften umschließt. 

Im Vordergrund der verabschiedeten Zielsetzung der deutschen Gewerk­ 
schaften steht "eine Wirtschaftsordnung, in der die soziale Unge­ 
rechtigkeit und wirtschaftliche Not beseitigt (ist) und jedem Arbeits­ 
willigen Arbeit und Existenz gesichert sind". Zur Verwirklichung die­ 
ses Zieles werden Mitbestimmung, Überführung der Schlüsselindustrien 
in Gemeineigentum und eine zentrale volkswirtschaftliche Planung ge­ 
fordert. 

DER KAMPF UM DIE MITBESTIMMUNG 

.,~ 1L e:«: . 
·-·--- --·--·~ 

, J) ~F1:. l, ~ ;,',,. 
13/.~t~~ - . 
A,,- ;r-r . / ! .. · ' ,t:::.:" 

-·;; --~~~~; --~-- .. ~J~i:~? ~. ----· v;~····?-- J _ ~'1:.;~,w~{ = :?;;,:,_1e"f' ~_ 
I . 

i~::z__ t:~+-./4.- ,/;;; .;-.,, 
~

~ 
/' ·' - ' .✓ ,,, _ '0J.dl..4u-1&-:0 (,cz,, ... n_ - . I 

~---✓-z. 
i /t,,,,1 I - r------- 

•✓1- Jm:A~ ----------- - '··- - --- 

_f-L_//h,-: 1/:2'4L. 
.. fj_;,,.",~ . __ ~.-#Jj__ - --- 

Obwohl die Gewerkschaften in den ersten Nachkriegsjahren mit einer 
Vielzahl von öffentlichen und organisatorischen Problemen beschäf­ 
tigt sind, verlieren sie jedoch grundsätzliche Ziele nicht aus den 
Augen. Sie ziehen die Lehren aus den verheerenden Folgen der Welt­ 
wirtschaftskrise und der Unterstützung der Industrie für die Nazis. 
Sie fordern die Demokratisierung der gesamten Wirtschaft und die Be­ 
teiligung der Arbeiter und Angestellten an allen Entscheidungsprozes­ 
sen. 

Bereits in den ersten Zonenkonferenzen werden diese Forderungen prä­ 
zisiert, wird Mitbestimmung in den Aufsichtsräten und eine demokra­ 
tische Betriebsverfassung gefordert. Die Gewerkschaften werden an­ 
fangs von allen Parteien in dieser Zielsetzung unterstützt, sogar 
einige Unternehmer bieten Mitbestimmung an, um der drohenden Ent­ 
eignung zu entgehen. Das Bild ändert sich jedoch sehr schnell, als 
die westlichen Besatzungsmächte unter Führung der USA ihre Restau­ 
rationspolitik beginnen und die teilweise als Kriegsverbrecher 
rechtskräftig verurteilten Fabrikbesitzer unbehelligt in die Unter­ 
nehmen zurückkehren. 

Die teilweise betriebliche vereinbarten fortschrittlichen Mitbestim­ 
mungsregelungen werden aufgehoben und nur durch den Druck, der in 
Urabstimmungen und Streiks ausgeübt wird gelingt es, 1951 wenigstens 
die paritätische Mitbestimmung in der Montanindustrie durchzusetzen. 
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Ähnlich ergeht es den Gewerkschaften in der Auseinandersetzung um 
das Betriebsverfassungsgesetz. Auch hier kann nicht verhindert wer­ 
den, daß 1952 ein Gesetz verabschiedet wird, das keineswegs den 
Forderungen des DGB und seiner Gewerkschaften entspricht und viele 
der direkt nach dem Kriegsende durchgesetzten betrieblichen Verein­ 
barungen zu Nichte macht. 

POLITISCHE.AUSEINANDERSETZUNGEN 

Die Niederlage, die die Gewerkschaften sowohl in der Frage der Mit­ 
bestimmung als auch beim Betriebsverfassungsgesetz erlitten haben, 
verstärkt in den folgenden Jahren die innergewerkschaftliche Dis­ 
kussion um Zielsetzung und Strategie der Arbeit. Der DGB-Kongreß des 
Jahres 1952 hält grundsätzlich an der Forderung nach Neuordnung der 
Wirtschaft fest, jedoch sind sich die Gewerkschafter bereits mehr 
oder minder darüber im Klaren,_daß die alte Wirtschaftsordnung be­ 
reits wieder fest etabliert ist. 

In den Bundestagswahlkampf 1953 greift der DGB mit einem Wählerauf­ 
ruf "Für einen besseren Bundestag" ein. Die Gewerkschaften erhoffen 
sich von einem Regierungswechsel eine bessere Ausgangsposition für 
die Durchsetzung ihrer Forderungen. D~e CDU/CSU kann ihre Position 
in der Bundestagwahl jedoch verbessern. 

Auch in der ~rage der Wiederaufrüstung der Bundesrepublik und der 
Einführung der Bundeswehr geht der DGB und seine Gewerkschaften zu­ 
nächst auf Konfrontationskurs. Sie unterstützen wesentlich die 
"P.aulskirchenbewegung" gegen Wiederbewaffnung und Wehrpflicht und 
schließlich Ende der 50er Jahre die Kampagne "Kampf dem Atomtod". 
Machtvolle Demonstrationen zeigen, daß diese Haltung von breiten 
Kreisen der Mitgliedschaft getragen wird. Dennoch unterwirft sich 
der DGB schließlich der Entscheidung der politischen Instanzen und 
Läßt es nicht auf eine Machtprobe ankommen. 

Die im Zejtraum bis 1959 erlassenen Gesetze spiegeln deutlich die 
Machtverhältnisse. Gewerkschaftliche Forderungen können auf parla­ 
mentarischem Wege nur in sehr beschränktem Umfang durchgesetzt wer­ 
den und die Errungenschaften der ersten Nachkriegsjah~e werden 
schrittweise wieder abgebaut. Die dringendsten Probleme werden zwar 
geregelt, entsprechen jedoch kaum den Vorstellungen der Gewerkschaf- - 
ten - so zum Beispiel 

- das Tarifvertragsgesetz (1949) 
- das Heimarbeitsgesetz (1951) 
- das Kündigungsschutzgesetz (1951) 
- das Mutterschutzgesetz (1952) 
- die Novellierung der Gewerbeordnung (1953) 
- das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz (1953) 

KONSEQUENZEN DER GEWERKSCHAFTEN 

Enitäuscht von der Entwicklung, die sich nicht aufzuhalten vermögen, 
wenden sich die Gewerkschaften wieder verstärkt der Tarifpolitik zu. 
Zum einen soll dadurch die dringend notwendige Verbesserung des Le­ 
bensstandards der abhängig Beschäftigten erreicht werden, zum anderen 
werden tarifvertragliche Regelungen angestrebt, die Lücken und unzu- 

Länglichkeiten der Gesetzgebung auffangen sollen. 

Begünstigt durch die Währungsreform und gestützt durch die amerika­ 
nische Finanzhilfe erholt sich die deutsche Industrie sehr schnell 
und die industriellen Wachstumsraten steigen durchschnittlich um 
20% pro Jahr. Dennoch nimmt die Arbeitslosigkeit bis zu Beginn der 
50er Jahre weiterhin zu und die Löhne hinken der Gewinnentwicklung 
weit hinterher. 

1951 führt die IG Metall in Hessen den ersten großen Streik, an dem 
rund 75.000 Metallarbeiter beteiligt sind. Drei Jahre später folgt 
der Streik in der bayerischen Metallindustrie.· 

Die Akzentverlagerung wird 1955 mit der Verkündung des Aktionspro­ 
grammes des DGB besonders deutlich. Im Vordergrund stehen tarifpoli­ 
tische und sozialpolitische Forderungen, die in den folgenden Jahren 
in Angriff genommen werden. Es beginnt das Lange und zähe Ringen 
um die Verkürzung der Arbeitszeit, die Verlängerung des Urlaubs und 
andere wichtige Bestimmungen, die heute in unseren Tarifverträgen 
festgeschrieben sind. Soweit die Forderungen durchgesetzt werden 
konnten, geschah dies gegen den härtesten Widerstand der Unternehmer. 
Herausragendes Beispiel dafür ist der 16-wöchige Streik der Metall­ 
arbeiter in Schleswig-Holstein 1956, in dem über 32.000 Arbeiter und 
Angestellte den Arbeitgebern die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, 
eine Urlaubsverlängerung und das zusätzliche Urlaubsgeld abtrotzten. 

VERWALTUNGSSTELLE LANDSHUT 

Bereits im Sommer 1945 knüpften die bayerischen Metaller wieder die 
ersten Kontakte untereinander und 1946 schlossen sich die örtlichen 
Metallgewerkschaften zur "IG Metall Bayern" zusammen. Die Kassenfüh­ 
rung des Verbandes oblag dem Bayerischen Gewerkschaftsbund und erst 
als diese durch die Neuregelung der Kompetenzen des DGB Ende 1945 
aufgehoben wurde, wurden finanziell eigenständige Verwaltungsstellen 
eingerichtet. Die nach 1945 spontan entstandenen 76 bayerischen 
Verwaltungsstellen wurden bei der Gründung des Bezirks München auf 
21 lebensfähige Organisationsbereiche reduziert. 

Die Verwaltungsstelle Landshut, deren Gründungsversammlung am 20. 
Oktober 1949 stattfand; umfaßte ca. 2.700 Mitglieder und war von An~ 
fang an hauptamtlich besetzt. 1955 geriet die Verwaltungsstelle auf­ 
grund rückläufiger Mitgliederzahlen und ejniger anderer Vorkommnisse 
in die Gefahr, aufgelöst zu werden. Nach intensiven Diskussionen mit 
der Bezirksleitung und dem Vorstand der IG Metall konnte dies jedoch 
verhindert werden. Personelle Veränderungen und verstärkte Anstren­ 
gungen der betrieblichen Funktionäre trugen in der Folgezeit dazu bei, 
daß sich die Verwaltungsstelle positiv entwickelte. 

Die Arbeit der ersten Jahre orientierte sich vorrangig an den dringend­ 
sten organisatorischen Aufgaben: Die Metallbetriebe wurden durch die 
Einleitung und Durchführung von Betriebsratswahlen neu erfaßt, die Ta­ 
rifbewegungen wurden vorbereitet, der Streik von 1954 stellte die Ver­ 
waltungsstelle vor schwierige Aufgaben. Die Personengruppenarbeit wur­ 
de belebt, Vertrauenskörper und Arbeitskreise neu gebildet. Das ge­ 
werkschaftliche Leben wurde schrittweise und unter erheblichen Anstren­ 
gungen wieder in Gang gebracht. 
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Industriegewerkschaft "Metall" 
für die Bundesrepublik Deutschland 

EXKURS: 

BAYERNSTREIK 1954 

0 r t s s t a t u t 

der Verwaltungsstelle Landshut, 

Im April 1954 kündigt die IG Metall die Lohn- und Gehaltsabkommen 
zum 30. Juni. Die Forderungen. der Großen Tarifkommission sehen ne­ 
ben 12 Pfennig Lohnerhöhung und einer 12%igen Anhebung der Gehäl­ 
ter weitere Verbesserungen der Realeinkommen vor. 

Die IG Metall versucht, sofort mit dem VBM in Verhandlungen zu 
treten. Trotzdem findet erst Ende Juni die erste Verhandlung statt, 
die ergebnislos abgebrochen wird. Die Haltung des VBM in dieser Ta­ 
ribewegung war von Anfang an äußerst provozierend und konfliktorien­ 
tiert. Der Verband Legt Gegenforderungen vor und zeigt sich alles 
andere als kompromißbereit. 

Zahlreiche Verhandlungen und Gespräche - in die sich auch der baye­ 
rische Arbeitsminister Öchsle einschaltet - Lassen keinen Fort­ 
schritt erkennen und die Tarifkommission beschließt die Urabstimmung. 
Fast 137.000 bayerische Metallarbeiter werden zu den Urnen gerufen. 
Sie entscheiden sich zu 80,7% für den Streik, dessen Beginn auf den 
9. August 1~54 festgesetzt wird. 

Noch am ersten Streiktag Legt der bayerische Arbeitsminister unge­ 
beten einen "Einigungsvorschlag" vor, der weit unter den IG-Metall­ 
Forderungen Liegt. Die IG Metall ist jedoch bereit, auf der Grund­ 
lage dieses Vorschlages die Verhandlungen wieder aufzunehmen. Öchsle 
macht schließlich einen zweiten Einigungsvorschlag, der zwar auf die 
Gegenforderungen des VBM eingeht, aber von diesem rundheraus abgelehnt 
wird. Die sofortige Einmischung der Bayerischen Staatsregierung in 
die Tarifauseinandersetz~ng stärkt jedoch die Position des VBM. 

Die Unternehmer reagierten auf den Streikbeginn mit Drohbriefen an 
die Streikenden und deren Familien, Massenentlassungen und eine mas­ 
sive Öffentlichkeitsarbeit. Bezeichnend ist auch, daß bereits am er­ 
sten Streiktag 48 bestreikte Betriebe Sonderlohnabkommen abschlossen. 
Die Zahl der Betriebsabschlüsse erhöhte sich in der zweiten Streikwo­ 
che auf 109. Was anfangs wie ein Einbruch in die Unter.nehmerfront er­ 
schien stellte sich jedoch bald als gezielte Taktik des VBM heraus, 
der damit erreichte, daß viele Belegschaften die Arbeit wieder auf­ 
nahmen. 

Ende der zweiten Streikwoche droht die bayerische Staatsregierung 
mit einer Zwangsschlichtung für den Fall, daß der dritte Einigungs­ 
vorschlag Öchsles abgelehnt und damit keine Einigung zwischen den 
Tarifparteien erzielt würde. Hinzu kommt, daß sich der Innenmini­ 
ster einschaltet und die iG Metall zur Reduzierung der Streikposten 
zwingen will. Die IG Metall reagiert auf diese offenen Eingriffe in 
die Tarifautonomie und das Streikrecht mit dem Versuch, die durch die 
Betriebsabschlüsse bereits geschwächte Streikfront wieder zu stärken 
und den Arbeitskampf auszuweiten. Als dies mißlingt, willigt sie in 
Schiedsverhandlungen.unter Vorsitz Öchsles ein. Der nach zweitägigen 
Verhandlungen vorgelegte Schiedsspruch bleibt weit hinter.den Forde­ 
rungen der Metallarbeiter zurück. In der zweiten Urabstimmung sind 
noch rund 72.ooo Strei~ende stimmberechtigt. Zwar Lehnt die Mehrheit 
der abstimmenden den Schiedsspruch ab, doch die erforderlichen 75% 
für die Weiterführung des Arbeitskampfes werden nicht erreicht. 

Q 

I. Bereich der. Verwaltungsstelle: 

Die Verwaltungsstelle umfasst die Stadt- und Landkreise: 

Landshut Vilsbiburg Landau 
Moosburg E::;6eenfelden Dingolfing 
Freising Pfarrkirchen Rottenburg 
Erding Griesbach Mainburg 

II. Gliederung der Verwaltungsstellei -----. -·-·- ---- 
1. Die räumliche Ausdehnung der Verwaltungsstelle macht die 

Bildung von Zahlstellen notwendig, 
2, Zahlstellen werden dort c;ebild.et, wo es die organisato­ 

rische Arbeit verlangt, oder wo· es die Mitglieder for­ 
dern, Jedoch soll in einem Ort nur eine Zahlstelle be­ 
stehen. 

3. Zur Zeit bestehen in der Verwaltungsstelle folgende 
Zahlstellen: 
Landshut, Moosburg, Freisine;, Erding, Velden, Vilsbiburg, 
Frontenhausen, Eggenfelden, Gangkofen, i1urmai:nsquick, 
Tann, Ering, l?ocking, Rotthalmi.inster, Kösslarn, Bayer-bach , 
Postmünster, Pfarrkirchen., Triftern, Landau, Dingolfing, 
Langquaid, Ro t.t.enbur g , Pf ef'f'cnhauaen , Mainburg, 
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III. Zahlstellen: 

1, Für jede Zahlstelle wird eine aus drei Mitgliedern be­ 
stehende Zahlstellenleitung g·ebildet, 

2. Die Wahl der Zahlstellenleitung erfolgt durch ihre Mit­ 
glieder alle 2 Jahre vor der Neuwahl der Vertreterver­ 
sammlung der Verwaltungsstelle. 

3, Die Zahlstellenleitung hat die Aufgabe: 
a) Entgegennahme von Beitritts- und Austrittser­ 

klärungen, 
b) Einziehung von Beiträgen und deren Abrechnung mit 

der Verwaltungsstelle, 
c) Begutachtung von Unterstützungs- und Recbtsschutz­ 

anträocn, 
d) Unterstützung der Ortsvervral tune; bei allen Aufgaben, 

wo Notwendigkeit und Möglichkeit gegeben ist, 
e) Pflege der Kollegialität, 
f) RegeltL'lE; von Streitigkeiten, soweit dLe se nicht 

satzu.r!::~mässl ~gj-._,,_rch anö ar e Or-:;an0 C.·::/r G·2t.·1Grkscila:Z·t~ 
gelrlärt werden .. 
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g) BelehrUDG der Mitglieder und Betreibung der Agi­ 
tation, 

h) Betreuung der Mitglieder durch Rat und Auskunf·t;, 
soweit dies im Rahmen der nicht hauptamtlichen 
Tätigkeit möglich ist, 

i) bil! zum 10; jeden Mollats einen Bericht über dio 
Vorkommniss0 und clio Mit:_;liederbewogun2; an die 
Verwaltungsstelle eillzusenden, 

IV, Zahlstellonkassior0: 
---··---·-· -~---·----- 

1. In j0der Zahlstello wird auf Vorschlag der zahlstellon­ 
loi trung durch d i8 Ortsvorwal t~ ein Kassier or-nanrrt , 

2. Der Kassier erhält seine Richtlinien und Anweisungen 
direkt von der Geschäftsstelle und ist "dieser mit d<ft' 
gesamten Zahlstellenleitung für die ordnungagemäase 
Durchführung der Kassengeschäfte verantwortlich. 

V. Industriegrupponr )' 
I • 

- .3 - 

VII. Ortsvorwal tungr 

Bei gc,gebenen ·,oraussetzungen können im Bel'etch der Ort ... 
vorwal tung Industriegruppen gebildet m,rdGn. 

VI. Vertr\:Jtcrv0rsalilllllung: 

1, Gemäss § 21+, Ziffer 5 d0r Satzung wircl, fi.ir die Vorwaltu.ngs­ 
stclle Landshut die Vertretc:rversaramlun.g gc,bildot, 

2. Dim~VortretGr dor Mitgliedscha:ft werden alle 2 Jahre nach 
dem Inkrafttreten der auf dem Gewerkschaftstag be schko sacncu 
Satzung in Mitgliederversammlungen der einzelnen Zahl­ 
stie.Ll.en in geheimer Wahl gewählt. 

.3. Auf je 100 Mit;:;lieder entfällt ein Vortreter. 
1+. Die Vertreter müssen in i.hrer odor cLnor- der nächst lio::;on­ 

den 'Zahlstellen wohnen oder in ihrer Industrieß-rU.ppe bo­ 
schäftigt sein, für d io sie gewö.hl t werden, 

5. \7ablb0rechtigung und •Tählbarlrnit richten sieb nach § 21+, 
Ziffer 2 der Satzung, 

6, Die Vertretervorsammlung findot vierteljährlich statt. 
Falls die notwondi5en finanziellen Mittel zur Durohfilhrung 
der Vortrctorversammlung nicht zur Verfügung stoben, kann 
die Or-t svcr-wa L tung be sc hl.Lcaacn , sie jährlich durchzuführen. 

7. DiG Einladung erfolgt durcll die Ortsvorwaltung mit einer 
Frist von 10 Tagen. 
Vor Nouwah l.en hat die Ortsverwaltung den Mitgli.odärn dor 
Vertreterversammlung den Kassenbericht mit dar Ei.nladu.ag 
zuzusenden. 

8, Die Leitung der Vertreterversammlung obliegt dor Ort► 
verwaltung. 

9, Die Aufgaben der Vertretervorsa=lung sind iJI § 25· ~er 
Satzung festgelegt. 

1. Die nach § 24 zu bildende Ortsverwaltung ist die Ge­ 
schäftsleitung der Verwaltungsstelle. 

2, Die Ortsverwaltung besteht aus: 

1 Bevollmächtigten< die gleichzeitig Ge- 
1 Kassierer ) schäftsführer sein sollen 

und 7 Beisitzern. 
Aus den Reihen der Beisitzer sind der 2, Bevollmächtigte, 
der 2, Kassier, der Schriftfübror und die drei Kasscn­ 
revisoren zu bestellen, 

3. Die Ortsverwaltung ,1ird alle 2 Jahre von.der Vertreter­ 
versammlung ge,1ählt; erstmals im 1. Vierteljahr nach dem 
Inkrafttreten der neuen Satzung. 

4, Die Ortsverwaltung und ihre Geschäftsführer vortreten die 
Gewerkschaft nach innen und aussen, sowohl den Mit3liedern 
als auch Dritten t;ogenüber. Sie sind dabei an die Satzung 
und an die vom Vorstand gemäss der Gewerkschaftstagbc,­ 
schlüsso gegebenen Anweisungen und Vollmachten gebunden, 

5, Die Aufgaben der Ortsverwaltung ergeben sich aus dem 
§ 24 der Satzung. 

6, Bei satzungs- oder ordnungswidriger Loitung einer Zahl­ 
stelle ist die Ortsverwalturig berechtigt, vorübergehend 
eine andere Zahlstellenleitung einzusetzen. Jedoch ist 
eine Ncuvrahl unmittelbar einzuleiten, 

7, Die Ortsverwaltung tritt mindestens alle Vierteljahre 
zusammen, sofcrne nicht ausserge,1öhnliche Vorkommnisse 
ein früheres zusammentreten notwendig zw.chen, 
Auf Verlangen von einem Drittel der Or-tsverwo.ltungsmit­ 
gl ieder ist mit ontsprechendor Bogri.indung eine Sitzung 
unverzüglich, jedoch spätestens innerhalb der nächsten 
10 mago nach Antragstellung einzubc,rufen. 

VIII. Erweiterte Ortsverwaltung: 

1. Zur Beratung und Unterstützung der Ortsverwaltung in bo­ 
sonderon und wichtigen Ange Lcgenhe i.ben ist eine or,1oiterte 
Ortsverw~ltung gebildet. 

2, Die er17oiterte Ortsvenro.ltung bc s nob t 
a) aus den Mitgliedern der Ortsvorwo.l tunrs, 
b) je einen Vortretar der Zahlstellen und Industlrie­ 

gruppen. 
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IX. Anstellung von Angestelltent 

1. Anstellung von männlichen und 'ileiblich0n Bürohilfskräft,m 
für die Verwnltung·sstclle und ihre: Zc-.hlstellen erfolgt 
durch die Geschäftsführer nach den Richtlinien der Orts­ 
vcrv:o.ltung. 

2. Anstellung von männlichen und weiblichen Angestellten 
mit Auskunftserteilung, Ausscndienst, beschränkten Bank­ 
und .::--ostvolllll.'.J.chten, CJrfolg-e durch die Ortsverno.l·t;ung. 

3. A.nstellung des Geschäftsführers ( der 3loichzcitig erster 
Bevollmächtigter sein eell ), oder des Kassiers erfolgt 
ebenfalls durch dio Or-trsv crwa L trung , 

'+. Anstellungs- und Gcha.ltsbedin:,--u.ngen worden durch den Vor­ 
s:haild gemäss den lhchtl inien dor r. G. Meto.11 fostgesutzt. 
Darüber- hinaus gellende F0stsetzungon worden in Einzel­ 
fällen durch die Ortsverwo.ltung gcre0olt. 

X. Inkrafttreten des Ortssto.tuts: 

1. Dies0s Ortsstctut ko.nn nur durch eine Zweidrittelmehrheit 
der Vortrotervcrscmmlung e;eändort wcr-dcn , 

2. Es tritt mit Wirkung vom 28. Jruiu= 1951, vorbeha.ltlich der 
GcnehmiQ.l!lg durch den_Vorsi;o.nd in Kr_o.ft. 

3. Durch Schreiben vom 21. März und 11. April 1951 1'1UI'de vor­ 
stehendes Ortssto.tut durch den Vorstand der I.G. Met~ll 
GDncbmigt. · 

1959-1969 
ALLGEMEINE ENTWICKLUNG 

Dieser Zeitabschnitt ist gekennzeichnet durch weiteres Fortschrei­ 
ten der Konzentration privater Wirtschaftsmacht und anhaltende po­ 
litische Restauration. So betrug zum Beispiel allein im Jahr 1959 
der Vermögenszuwachs bei den Selbständigen das dreiundzwanzigfache 
des Zuwachses bei den abhängig Beschäftigten. 

Mit der zunehmenden Festigung der alten Besitzverhältnisse verschärf­ 
te sich auch erneut das "soziale Klima" in der Bundesrepublik. Hinzu 
kam die härtere Gangart der Unternehmerseite in den Tarifauseinander­ 
setzungen mit dem offensichtlichen Ziel, die Tarifautonomie auszuhöh­ 
len und die Kampfkraft der Gewerkschaften - insbesondere der IG Me­ 
tall - zu zerschlagen. 

~~iei ~werkschaft 
Meicrd 

tür di~ Bu.ü.desrepublik De~hl0J-­ 
Ortsverwaliung Landshui 

Nicht zuletzt die verfehlte staatliche Wirtschaftspolitik unter 
Kanzler Erhard führte Ende der 60er Jahre zu einer tiefgreifenden 
Wirtschaftskrise. Hohe Einkommensverluste, Kurzarbeit in großem 
Ausmaß und Arbeitslosigkeit waren die Folgen dieser Politik, die die 
abhängig Beschäftigten zu tragen hatten. 

Erhard mußte die Konsequenzen aus seiner arbeitnehmerfeindlichen Po­ 
litik ziehen. Der Kanzler erklärte seinen Rücktritt und machte da­ 
mit den Weg für die Große Koalition der Regierung Brandt/Kiesinger 
frei. Die Mehrheitsverhältnisse im Bundestag blieben jedoch die 
gleichen. 

Die allgemeine Unzufriedenheit mit den politischen Verhältnissen 
und den Arbeits- und Lebensbedingungen macht sich Ende der sechzi­ 
ger Jahre zuerst in den"Studentenunruhen"Luft. Die Studentenbewe­ 
gung vermochte jedoch nicht, die Arbeiterschaft in diese Ausein­ 
andersetzung mit einzubeziehen und viele ihrer Aktionen und rie­ 
sigen Demonstrationen wurden mit dem untauglichen Mittel autoritä- 
rer Polizeigewalt niedergeschlagen. · 

Kennzeichnend für die politischen Kräfteverhältnisse in dieser 
Zeit ist die Einführung der Notstandsgesetze. Die in ihnen ent­ 
haltenen Möglichkeiten für die Aussetzung demokratischer Grund­ 
rechte und die Aufhebung zum Beispiel des Streik- und Versamm­ 
lungsrechtes betreffen in erster Linie die Gewerkschaften. Der 
Kampf gegen diese Gesetzgebung wurde zwar in der Hauptsache von 
den Gewerkschaften geführt, war jedoch nicht konsequent genug, 
um die Notstandsgesetzgebung schließlich zu verhindern. 

Trotz alledem konnte die organ1s1erte Arbeiterschaft Erfolge 
auf gesellschafts-, sozial- und tarifpolitischem Gebiet erzie­ 
len, die auf dem Hintergrund der ansatzweise geschilderten 
Schwierigkeiten und Widerstände als Ausdruck solidarischer 
Geschlossenheit zu werten sind. 
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In diesem Jahrzehnt wurde eine Reihe von Gesetzen verabschiedet, 
die die Arbeitsbedingungen und die soziale Sicherung der Arbei­ 
ter und Angestellten verbesserten, so zum Beispiel 

~ das Jugendarbeitsschutzgesetz 
- das Lohnfortzahlungsgesetz 
- das Sozialhilfegesetz. 

Im tarifpolitischen Bereich konnten in diesem Zeitraum Erfolge 
verbucht werden, die z~m Teil als bahnbrechend ~u bezeichnen 
sind. Hier ist besonders die Einführung der 40-Stunden-Woche 
bei vollem Lohnausgleich, der Abbau der Ortsklassen, die Einfüh­ 
rung des zusätzlichen Urlaubsgeldes und der Freistellungsan­ 
spruch zum Zwecke der Aus- und Fortbildung im bayrischen Mantel­ 
tarifvertrag zu nennen. Gleichzeitig konnten gegen den erbitter­ 
ten Widerstand der Unternehmerverbände die Löhne, Gehälter und 
Ausbildungsvergütung~n erheblich verbessert werden. 

zusammenfassend kann festgestellt werden, daß diese zweifellos 
schwierige Zeit den ganzen Einsatz der Gewerkschaftsmitglieder 
und -funktionäre forderte. Die Auseinandersetzungen dieses Jahr­ 
zehnts führten zu einer breiten Politisierung der abhängig Be­ 
schäftigten - insbesondere der arbeitenden Jugend-, die sich 
in den nachfolgenden Jah~en deutlich bemerkbar machte. 
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'VERWALTUNGSSTELLE LANDSHUT 

Im Verwaltungsstellenbereich nahm die Beschäftigtenzahl infolge 
von Betriebsansiedlungen (zum Beispie( Grundig, Mann und Hummel, 
Agfa) ständig zu. Ein Teil der durch die Wirtschaftskrise ver­ 
ursachten Arbeitslosigkeit wurde dadurch aufgefangen. Dennoch 
verloren im Verwaltungsstellenbereich 2.200 Kolleginnen und Kol­ 
legen ihren Arbeitsplatz, 5.500 waren von Kurzarbeit betroffen. 

Erst die Übernahme der Fa. Glas in Dingolfing durch die Bayri­ 
schen Motorenwerke stellte die Weichen für den Abbau der Ar­ 
beitslosigkeit und die Zunahme der Beschäftigtenzahlen. 

Der.organisatorische Schwerpunkt der Verwaltungsstellenarbeit 
Lag in diesem Zeitraum auf der Erschließung der neu angesiedel­ 
ten Betriebe und deren Betreuung. Ausdruck dieser Arbeit ist 
unter anderem die Steigerung des Organisationsgrades in den 
Betriebsratseinheiten, der von 1959 bis 1969 von 20,5% auf 
29,2% stieg. Gleichzeitig stieg die Zahl der über Betriebsräte 
erfaßten Betriebe von 22 auf 27 Betriebe. 
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f'a,. bie 1'41ttilie 1ttüP ~ &e110 we1abe1tl 
Dem umstehend angeführten Beispiel einer Haushaltsrechnung liegt der Lohn eines Facharbeiters zu­ 
grunde, der in der Gro~slodl im Zeitlohn arbeitet und 79,20 DM wöchentlich brutto für seine vierköpfige 
Familie verdient. Das trifft aber auch nur für die Gro~slädle zu. In allen anderen Städten und Orten ist 
das Einkommen des gleichen Facharbeiters niedriger. Es verringert sich noch mehr, wenn der 'Ernöhrer 
einer Familie nicht als Facharbeiter, sondern als angelernter oder ungelernter Arbeiter tätig ist. 

So darf es nicht länger weitergehen, es muß eine Erhöhung 
der Einkommen und damit der Kaufkraft erfolgen! 

Deshalb führt die Industriegewerkschaft Metall langwierige Verhandlungen mit dem Unternehmerver­ 
band. Wir hallen gehofft, schon in diesen Togen vor die Frauen unserer Kollegen hintreten und sogen zu 
können: Der Verein der Bayerischen Metallindustrie, die Vertretung der bayerischen Metallindustriellen, 
halle Verständnis für Eure Sorgen und Nöle, wir hoben eine Erhöhung des Einkommens Eurer Männer 
erreicht. Aber bisher hoben die Unternehmer keinen tragbaren Lohn- und Gehaltserhöhungen zugestimmt. 

Die Löhne und Gehälter für die Arbeiter und Angestellten 
in der bayerischen Metallindustrie müssen erhöht werden! 
Sollte es d.urch Verhandlungen zu keinem fragbaren Ergebnis kommen, dann werden die Arbeiter und 
Angestellten zu den gewerkschaftlichen Mitteln der Urabstimmung und des Streiks greifen, um ihre be­ 
rechtigten Forderungen zu verwirklichen. In diesem Kampl brauchen die Männer dann Eure Unter­ 
stützung, Stell! Euch dann ebenso wie kürzlich die Frauen 1n Württemberg-Baden unbeirrbar an die 
Seile Eurer Männer. Denn nur wenn Eure Männer mehr verdienen, ist es möglich, für die Familie, die doch 
die Grundlage des Staates ist, besser zu sorgen. 

Den Frauen wird nichts geschenkt! 
Das gilt ganz besonders auch für die Kolleginnen in den Betrieben. Die Unternehmer wollen die Lohn­ 
gruppenrelation verändern. Eine Veränderung der Lohngruppenrelation würde sich aber für alle in der 
bayerischen Metallindustrie beschäftigten Arbeiterinnen sehr nachteilig auswirken, da sich ihr Lohn au"! 
die jeweilige Männerlohngruppe· bezieht. Eine Verschlechterung der Lohnrelation für die angelernten 
und ungelernten Arbeiter bringt automatisch oocheine Verschlechterung der Frauenlöhne. 

Stellt Euch geschlossen an die Seite Eurer Männer und der Kollegen im Betrieb. 

Erkennt den Ernst der Situation! Es geht um Eure Lohntüte! 

INDUSTRIEGEWERKSCHAFT METALL FOR DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
BEZIRKSLEITUNG MONCHEN 

Orud;: J_ G. Wel~'sche Buchdruckerei, München Verantwortlich: E. E~sl 

Industriegewerkschaft Metall für die Bundesrepublik Deutschland 
Bezirksleitung München · 

Al Mllt!Werllnepa1 

Männlich 

Weiblich 

Monatsbericht für .. 

. der Verwaltungsstelle 

Arbeiter 
Arbeiterinnen 

1 983 

Auguat 
. 195. 

I, an d • h ut 

Angestellte Werk- Jugendliche davon 
tedm, kaufm. meister bis 21 Jahre jugendl, Angest. 

1 1 1 
~, 1 

31 }9 29 10 
1 1' 17 , 

zusammm 1 1 1 1 1 
5 i& X5 C:z €iö «... ae 

ergibt .. eine Gesamt-Mitgliederzahl von=========~ 

2 803 

BI Die wlthtlgatea Vorkeamnlue ud Aneilea bmerhalll des Verwaltungabereldiea, 

Um den Dolagierten zum Verbandstag nach den Besti.=ngen unserer 
~t::Ullf; zu no:ninieren,. ims~te eine ifachwahl durchgeruhrt werden. 
Zu diesem z.el:k:e hatten wir eine Vertre-~ervers..rmlWl,; ein·neru:ren. 
in c-er dru:.n der ger.ieinsame Delegi~e für die Ve:rwaltu!lgUtellen 
Ll.noau, :':tmpten und und Lailosbut öer Kollege ?!artin Schedel aua 
L!emml.ngen auch von Landsbu1: in gehEiner iVabl gewühlt wurde. 
In dieser Verm-eterveroammlung wurde übrl.gena auch zu den lD 
Bayern von 1er grossen ~arlf'kommisalon beschlo.ssenen S~ilc 
Stellung genomc:en. 
Zahlreiche Funktloi:lär&- l\iltglieder,,eraammlungen usw. 11111Ssten e~ 
berufen werden, um die notwendigen StrelkYo:r:bereitungen treffen 
zu können. _ 
Der Stre1lcbeg1nn am 9.a.54 bracbte nicht = Entt5.uschungen_ 
sonderen mmh gute Anfangserrolge. ? Betriebe unaeres Verwaltunga­ 
berdchs beteiligten s Lch am Streik. Al'lardl.nga zeigte es aich ■ehr 
bald, daBB c:!1e Gegenmasenah111811 der .Arbeitgeber ( qie s. B. Kiindl.­ 
g;ungen, Angebote -yon Tartrerhih,mgen, Besuche 1n. den Wohrnangen. 
Kündigungen von ~hnungen uaw. ) ihre Wirkung nicht w~ehlten. 
El..n Abbröckeln von bisher 8trelkenden Arbeitnehmern ( insbesoa:l.ere 
Frauen und Miidchen) war schon in den ersten Tagen :restzustellen. 
das si.ch besonders bei ßegl.nn der 2. Strelkwoche sebr kraaa au&­ 
'Jlr"e~-1ll.e ger1nge Str,;Lkunterstützung ffir neu etngetretene t!Lt­ 
glieder und a~ Grund der schlechten Beitragslsel.stwlg tat du 
ihrige, um :! ie StJ.•e~.)nt. ins Wanken zu b-..•l.ng~ _ -~- _ ~ eh 
Der Kollege C-ott::i. aus OffeBach 9.111 Me.1.n, den der~ m 
Landshut beorderte. ;-rar ua 14 Tage zu spe.t el..ngesatzt, obwohl 
er aui' Grwl.d s~l.ner .Streikertahrwlgen aus dem Heaaenstre1lc cach 
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mal akt1:t, el.ngrel:!en koDJ1te. ·,pelA_ ~l.erae1n hat_ sich ~edenf'alla ~•1- 
tf.~ ausgewirkt. . ._ ,. · · . : · . 
Die Kollegen Winner u:nd '~ach~.,- ·dlit an allen· Si~ der groaaen 
Tarlf'kommlssion und dar GellChäftsru.nrer teil.nahmen. habeii dad'llrmi dte 
streikenden Kollegen immer auf dem laufenden halten· köll.llelll. 
I.:i Freising und La11dshut. 17\U'den sowohl in der ersten ':loche als auch. 
bis b'treikende viele Strelkversalllllllungen durchgenlhrt. lind Yiele Si~ 
gen der Gtrelkleltung abgeha lten. . . . . 
Aber ni.cht nur auf dlesem Gebiet haben wir aktiy,gewJikt• oondern d~r 
unterhaltliche Tell wurde nleht ausser acht gelaaaea • WOIRl insbesond-ere 
die beic!en von der Bez1.rkalel.tung ~-ngestellten Variete Veran­ 
staltunoo-en und dle mlt unserea Fi1-agen durchgeführten F11Jmlranstal- 
tungen be igetr&.gen r,aben. . 
Z-i: erwähnen ist ooch• dass andere nicht streikende Betrlebe und andere· 
Gewerksc~en Geldsartlungen zu Gu,,sten der strelke!lden lolleginnen · 
und Kollegen curcligef'ührt haben• ll!lli ebe~alls zur stärkung der Streik­ 
front nicht umreaentUch beigetragen ha't. 
Ein gr-o aeen Interesse u.nd grossen Anteilnahme an dleNa Strellt zetgten 
auch die Kollegen •. die 1D. Berlchtamonat cUe vorläuUge Invalldemmter­ 
stützu.ng auabezahlt erhielten. 
Leider _zeigte es s1ch l:',oi 5treikende nach der Annahme des Schiecl­ 
sprucl:es, dass ca. 95 Kollegen und Kolleginnen aus I..'indshut und Freit € 
nicht wleder ihren l,rbeltsplats e1nneh-n konnten. da die Betriebe sau, Schlüter und Lorer.s die Arbeltakrdt der st.ro lltenden liollege4 
nicht annahmen. · 
Ubrlgens 1"1erden wir von Strel.kbeglnn bis &'treL.kande einen Sonderberlcb1; 
an:fevt1gen und diesen d-n- J;ee1.rkaleltung t'rlstge""e.sa einsenden. · 
Lelder war es w<l.hrond dos [;trelks nlchtztic;Uch• alle Verwal1;wllgsar belten 
und organl...satorlschen Arbeiten eo ~ertlgsust4len, wie dies not.endig 
wäre. 

1969-1979 
Die Jahre von 1969 bis 1979 brachten in der Bundesrepublik und 
auch für die Verwaltungsstelle Landshut einige wesentliche Ver­ 
änderungen mit sich. 

ALLGEMEINE ENTWICKLUNG 

~ 
( P • .?l.nner ) 

Aus der ersten Nachkriegskrise 1966/1967 entwickelte sich 1969 
ein immenser wirtschaftlicher Aufschwung, der zu einer Explosion 
der Unternehmensgewinne führte. 

Die Tarifverträge der IG Metall waren noch unter dem Eindruck 
der Wirtschaftskrise abgeschlossen worden und konnten die verän­ 
derte Situation nicht berücksichtigen. Die Realeinkommen blieben 
deutlich sichtbar hinter der Gewinnentwicklung zurück. Da der 
IG Metall durch die vereinbarten Verträge die Hände gebunden wa­ 
ren, versuchten viele Belegschaften betrieblich Lohnforderungen 
durchzusetzen. Die breite Streikbewegung des "heißen Herbstes" 
1969 führte schließlich zum Erfolg. Die Unternehmer wurden ge­ 
zwungen, mit der IG Metall in Verhandlungen zu treten und Tarif­ 
verbesserungen zuzugestehen. 

Das Jahr 1969 brachte auch eine Ablösung der 1967 gebildeten 
Großen Koalition. Sozialdemokraten und Freie Demokraten bilde­ 
ten unter Bundeskanzler Willy Brandt die erste sozialliberale 
Bundesregierung und verwiesen CDU und CSU in die Rolle der Op­ 
position. 

Sowohl auf sozialpolitischer als auch auf gesellschaftspoliti­ 
scher Ebene wurden Schritte nach vorn getan. Eine Reihe von Ar­ 
beitsgesetzen wurden geschaffen, die eine Verbesserung der Ar­ 
beitsmöglichkeiten der betrieblichen Interessenvertretung ermög­ 
lichten: 

- Betriebsverfassungsgesetz 
- Arbeitsförderungsgesetz 
- Berufsbildungsgesetz 
- Arbeitssicherheitsgesetz 
- Konkursausfallgesetz 
- flexible Altersgrenze 
- Schwerbehindertengesetz 
- Mutterschaftsurlaubsgesetz 

In diesen Gesetzen wurden einerseits Forderungen der Gewerkschaf­ 
ten mit aufgenommen und verwirklicht, andererseits verwässert und 
in einigen Bereichen auch ins Gegenteil verkehrt. 

Ein Paradebeispiel dafür ist das Mitbestimmungsgesetz 1976. 
Die Forderung der deutschen Arbeiterbewegung nach paritäti­ 
scher Mitbestimmung ist fester Bestandteil des Wirkens der 
Gewerkschaften nach 1945 gewesen. Mit dem Mitbestimmungsge­ 
setz 1976, das weit hinter der schwer erkämpften Montanmit- 
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bestimmung zurückbleibt, wurde der Mitbestimmungsgedanke auf 
einen Weg geführt,.der von uns ~Ls Schritt in die falsche 
Richtung bezeichnet werden muß. Das Gesetz bringt keine Pa­ 
rität und gibt den Anteilseignern noch zusätzlich ein doppel­ 
tes Stimmrecht. Die Forderung nach Mitbestimmung bleibt des­ 
halb auch in Zukunft auf der Tagesordnung. 

Die Klage der Unternehmer gegen dieses '~itbestimmungsverhin­ 
derungsgesetz'' hat in der gesellschaftspolitischen Auseinan­ 
dersetzung deutlich gemacht, daß die reaktionären Kräfte in 
der Bundesrepublik nichts unversucht Lassen, die Verfassung 
dieses Landes dazu zu benutzen, ihren Alleinherrschaftsan­ 
spruch über Menschen und Produktion festzuschreiben. 

Das Bundesverfassungsgericht hat eine Entscheidung getroffen, 
die den Weg, den die Deutschen Gewerkschaften gehen wollen, 
nicht verbaut. 

In den Zeitraum der Jahre 1969 bis 1979 fallen weitere Ent­ 
wicklungen, die die Gewerkschaften herausfordern. 

Die seit 1974 andauernde weltweite Wirtschaftskrise, die 
teilweise strukturell und teilweise produktionsbedingt ist, 
hat in der Bundesrepublik zu anhaltender Arbeitslosigkeit 
geführt. Durchschnittlich eine Million Menschen sind seit 
1974 in diesem Land ohne Arbeit, viele von ihnen schon seit 
Längerer Zeit. 

Von der Arbeitslosigkeit besonders betroffen ist nach wie vor 
die arbeitende Jugend. Der gewerkschaftlichen Forderung nach 
einer umfassenden Novellierung des Berufsbildungsgesetzes und 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes haben die Unternehmer in Indu­ 
strie und Handwerk einen beispiellosen Ausbildungsboykott ent­ 
gegengesetzt, der die Bundesregierung zum Reformverzicht gezwun­ 
gen hat. Bis zu 80.000 junge Menschen waren ohne Ausbildungs­ 
stelle und damit arbeitslos. 

Das Unternehmerziel wurde erreicht: die Novellierung des Be­ 
rufsbildungsgesetzes blieb aus, die Ausbildungsplatzabgabe 
wurde trotz Erfüllung der Kriterien nicht erhoben, das novel­ 
lierte Jugendarbeitsschutzgesetz entspricht keineswegs den 
gewerkschaftlichen Vorstellungen. 

Zwar haben die Unternehmer unter dem Druck der Öffentlichkeit 
zwischenzeitlich das quantitative Ausbildungsplatzangebot er­ 
höht, aber die Qualität der angebotenen Ausbildungsplätze ist 
erheblich gesunken. Die zunehmende Klage der Industrie über 
"Facharbeitermangel" trotz anhaltender Arbeitslosigkeit macht 
bereits jetzt deutlich, wohin diese Politik führt. Inwieweit 
sich die zunehmende Ausbildung in wenig zukunftsorientierten 
Berufen als bildungs- und gesellschaftspolitische Fehlinvesti­ 
tion herausstellt, werden wir in wenigen Jahren wissen. Wer 
im Endeffekt die Folgen dieser Fehlinvestitionen zu tragen hat, 
steht jedoch bereits schon jetzt fest. 

1 
"- 

Weitreichende Veränderungen auch im technologischen Bereich - 
zum Beispiel durch den Einsatz von Microprozessoren - haben in 
den Letzten Jahren hunterttausende von Arbeitsplätzen, sowohl 
im kaufmännischen als auch im gewerblich-technischen Bereich, 
gekostet. Und dies ist erst der zaghafte Anfang der sogenann­ 
ten Dritten Industriellen Revolution. 

Das Unternehmertum in der Bundesrepublik ist in den Letzten 
zehn Jahren zu einer deutlich anderen, wesentlich direkteren 
und offeneren Gang- und Tonart übergegangen. Die Positionen 
sind klar formuliert: von A wie Aussperrung bis Z wie Zerstö­ 
rung der Tarifautonomie. 

Die Arbeitskämpfe dieses· Jahrzehnts waren gekennzeichnet vom 
Willen der abhängig Beschäftigten, im Bereich der Metallindu­ 
strie Arbeitsplätze sicherer zu machen, humaner zu gestalten 
und die Arbeitskraft vor Dequalifizierung und damit Abgruppie­ 
rung zu schützen. 

Die IG Metall hat in diesem Zeitraum tarifpolitische Schritt­ 
macherdienste geleistet. Denken wir an die erstmalige Verein­ 
barung zur Abs~cherung älterer Kolleginnen und Kollegen in 
Bayern, denken wir an den Lohnrahmentarifvertrag Nordwürttem­ 
berg/Nordbaden und an den dort erstreikten Schutz vor Abgrup­ 
pierung infolge Rationalisierung, denken wir an die hart er­ 
kämpfte Unterschreitung der 40-Stunden-Woche für große Teile 
der Kollegen im Stahlbereich und nicht zuletzt an den Meilen­ 
stein des sechswöchigen Urlaubs für alle. 

Diese tarifpolitischen Erfolge konnten nur deshalb erreicht 
werden, weil die gewerkschaftlich orgahisierten Arbeiter, An­ 
gestellten und Auszubildenden solidarisch zusammenstanden 
und - dort wo es notwendig war - entschlossen für ihre berech­ 
tigten Forderungen gekämpft haben. 

Die Unternehmer haben in diesen Auseinandersetzungen i.hr wah­ 
res Gesicht gezeigt. Hunderttausende wurden ausgesperrt - die 
Bundesrepublik Deutschland ist in diesem Jahrzehnt zum aus­ 
sperrungsreichsten Land Europas geworden. Der von allen DGB­ 
Gewerkschaften getragene Forderung nach dem Verbot der Aus­ 
sperrung wird weiterhin eine zentrale Rolle in unserem ge­ 
sellschaftspolitischen Forderungskatalog zukommen. 

Die IG Metall hat im Letzten Jahrzehnt unter Beweis gestellt, 
daß sie sich nicht auf einen sozialpartnerschaftlichen Kurs 
abdrängen Läßt. Diese Or-qan i s at i on ist und bleibt Schutz- und 
Trutzbündnis der organisierten Arbeiter, Angestellten und Aus­ 
zubildenden gegen Unternehmerwillkür und soziale Ungerechtig­ 
keit und Kampforganisation für die Durchsetzung der Interessen 
der abhängig Beschäftigten. 
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VERWALTUNGSSTELLE LANDSHUT 
-------------- 

Die Beschäftigtenzahlen im Bereich der Verwaltungsstelle stiegen 
in einzelnen Branchen bis zum Jahr 1974 stetig an. Die Struktur 
der Betriebe zentralisierte sich auf drei Bereiche: Automobilin­ 
dustrie,-Elektroindustrie und Maschinenbau. 

In den Bereichen Elektroindustrie und Maschinenbau ging es von 
197_4 an mit Einsetzen der Wirtschaftskrise ständig abwärts, mehr 
und mehr Arbeitsplätze wurden abgebaut. Allein in der Stadt Lands­ 
hut verschwanden in diesem Zeitraum in der Elektroindustrie rund 
1.150 Arbeitsplätze. 

In der Automobilindustrie mit ihren Zulieferbetrieben stieg die 
Zahl der Beschäftigten und die in anderen Bereichen arbeitslos 
gewordenen Kolleginnen und Kollegen konnten dort vielfach neue 
Arbeitsplätze finden. Das hat letztlich auch dazu geführt, daß 
in unserem Bereich die Arbeit~losenzahl sich im Vergleich zum 
Bundesgebiet unterdurchschnittlich entwickelt hat. 

Die organisatorischen Schwerpunkte der Letzten 10 Jahre Lagen 
bei der Neuerfassung von Betrieben durch Einleitung von Betriebs­ 
ratswahlen und die Bildung funktionsfähiger, gewerkschaftlich 
organisierter Betriebsratseinheiten. 

Waren 1969 nur 27 Betriebe im Verwaltungsstellenbereich durch 
Betriebsratseinheiten erfaßt, so können wir heute auf insgesamt 
p5 erfaßte Betriebe verweisen. Eine ähnlich erfolgreiche Ent­ 
wicklung nahm in dieser Zeit der Organisationsgrad der erfaßten 
Betriebe. 1969 waren 29,2% der dort Beschäftigten in der IG 
Metall organisiert, heute Liegt der Durchschnitt bei 46,6% Or­ 
ganisierten in den erfaßten Betrieben.- 
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An cne 

ldustr~ 1\19talle- 
- JIHlftaieltag - . 

ä A a I b I A 15 
I.andwehrstr.· 7/9 

Ihre Zeichel'I 'Ihre No,richt vom Unser Zeichen Havsopp. Nr. 

,ls!eiorvtblr. 2342 
llanlc1 

Volksbank Landshut . 
Konlo Nr. 3138 

Po1hchedc.ko"to : 

Münche" 11728 

LANDSHUT 

Luitpold1tr, 1 ~ 

log 16.9.,.. 

Detl"e·t A~atellung tlbor get!llssregelte ULtgU.eder 

~ Kollegen! 

\~ss geben m.r :::uch oac~olgende _d!.e i3etrlebe und !'oll~ 
bokannt, a_..twagaD :':lag9n vor dem Arbeltngarlcht gef'Uhrt ·werden - 
ClllßSI 

ll, wetile FrcLslgg 
1 • .'.a.1l:l8k Vl.ktlrca-• Betriebsrat ali1 11.8."5~ t'r1stlose una vorsorgllcb 

f'rLa~ - Bllnd~ ~• 
am 1.:~1tteLlun.s, aass trl.atloN 
Kilildlgu.ag auf'reoht c;ohalten wlra. 

? • ~ Joballoe Bet:rlebsrat ctto. 
( 81"be1~ seit 15.9.,i1- Ln elnem and.-en Betriebl ) 

J. D!rua Erleb• . dto. 
· ( a:ri>eltn aelt: 15•9•5'- 1n elna anderen Betrieb! ) .. _.. . - 
'- :Ba1lllr ~In, a. • 

~l ~ .B9triebaatsvonLtzemJer · 
aa 18.8.511- :trlstlos ce:.dlnd Lgt und wrsorgl 

:trlstgarechto mlndiguag llWIPSl 
aa 1.9.5~ w!.eder el!l'___,-es1le11t und •W DIii 
lüincJLgtu:12; zum 2.10.51-1- uusgespl'OCben. Rd : 
J1e :\'1ndlgwigsze1t und :rnr den Resturlaab 
aablung arhalial. AUi' • .;i.'caltslel.stwlg wr 
veraicfitet 1 
am 1.9. zua 1s.9.~ ßO!dindlgt. 6. Jabflt11 Pranse 

7ewboa~ 
0. Ilaaber Frl1iae 
9. Ilnnlt1 Erlabe 
10. '.bßSMI' Jobanne 

cttio. 
dto. 
cttio. 
dto. 

J31 tte wenden 1 
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• 

::ti. :::ri.ch I'@lü I.cu,cc;:0.j; 
11. Almar F.ans• 

12. 2:::uer :Iarl, 

1.J- .Jt.abmaior iierlill::..il 

1!1-. k.ngo Eei.nze ~.n'.:t:.o~':'rl 
1;. : .. ,:,i::J.:L~ .~cou. 
ffi. ... :cOC:~z7.~1n1 :·1., .. :.,..:~.-._;_t 
'JC.. ~'nble ,:uus_ 

AD 16.S.5q. f'rL::tlos 3eI:ünc.1.Gt unil ::och 
nlcht wledcr oL~::,stcllt. 
1'.n 9.a.54 f'rt::-:;lo::; ~ol..-ü:i:;igt und .'.lOcl 
:i.icht wl.eclcr ct:·.:ostcllt. 

dto. 
dto. 
dto. 

.;"t,..~ 3.9.54 frj..:3Jclo:~ ... -;~cJ.r.Cl.gt, r..J.c.:.:.~CL:. 
Kt.:11. Po.ble, ,;ar::;H;s 3 '.:ochon sro.~?.'[;ct 
h~ttc. Für db,,c:-. :et-rl.eb 1·::ir c'~ -J~ik 
bereit::; am 1, .C.':')5l bo.:;ndet. 

..,., c. ~--,.:,:;_•~r2;;, iq;'~ :.::.:·-· .. '.::::~:1~t 

17. .oUcang ·.al4h. ~:.:.•i.:ibaratsvors •. :.m '1-.9.1';5'-l- ::.'l•i.s'.;los :.;akündL:;t;J 
1.:;. :Jttanbri.chcr rare. ~~i.c~t, ;'.iitsl!.cd de::' ~-""!!·'.;s-1or-/1. u.J.:ö -.~it,.;lic<l 

cor Gt'()ssen Tcrtr:::o•T.inai.on Al!! 4.9.54 i"r!.zi;loc .:::ekündlc;t, 
19. ::Udolf' ~ich,, :\r::;"st• '3etrLebsrat am '1-.9.;'.;(~ :·_'<.s"'.;los :;e.'ii.nc:i;;t! 
20.-llhlbauer Jolmr..::.. am 4.9.5~ 3'..it:. 1s.9.5q. :.;a!.."iindiL,--tl 
21. Ge:.• lt ~.:r11ia, s:2',:o • 

A b s c h r i f t 

Proz.Reg.Nr. II 191/54 L 

Ill NAMEN DES V O L K E S 1 

Dae Arbeitsgericht Regensburg 
Zweigstelle Landshut 

- Allgemeine Xammer 

'f 1 1 c h 

Ausfertigung 

erlässt in Sachen 

Wolfgang, Prüfer, Landshut, Ludwig- 
Thomastrasse 29 Ilagepartei, 

·::::. :.·.::-.:.i:fr2.:1nü. .l _·.o,r-:i;9 
2.;i. ::c..i~.1ieaer 7.arl• 
2!J. • .:.:.c:~=i.:f'or I-:rans• 
2J. "'lc :_~::-.~e::- ~ ·ax.,_ 
2-~j. _: .. .'.3u.e !;)·:! t - · 3.~ L1, 

~-.-:.:;0 • 
.. -_"!;(. 

C.to. 
c:·:..'"O. 

·Cu. 
;..'7. . ::rchov ":r;.• Laue ,- 
a}• ::izuo;ylo'17iCZ '';J.i;J(liA."'i;b• 
29. ;.;ctuster :.arw • 

. .:;o. '.:Z..Etzsc>,n~ .?r:::~c:, r.ocl: 

}'1. :·.!.vort :~E:olm.is• 

,,..,, ~- .ch11m:ter Slt:xC:..-ct,L, ".38Sto 11 te 

)). ::n=-::ko ,.ei~ 
:r~ ~-'•:'.1.:1:3Cl. .:'~L.or. 

-~·1;0. 

.·,i..io. 
:.1-'..;o. 

noch r_:i.._._ i:-.:. :.;::•hoit, ~r 
.:.::.icl:.t : ·:o2:.".~.:·:.,:: ißt• 
:.·,_~rc!-~ =!!.~: t-r.--3i?:.:lait'"Ullg Zur" .·.' .. :::.:-:).;i.ts­ 
leistw,;:; ::':..•ol3egeben, aber = ·l'! .G. 
V/CL"'e!'l c .. ·. ~01)1. :.:;,_1-SG..!:lL:Oi:al.~it cit diX:1 
s·~-re Ll:c:· .t:.J ::. ..:.~1-:.,-r iobst„at f'r Lo/; 1..0 c 
ent13.ZGC::.. . o:..-r!::stO"!.llln:.-;s!::1:-.~~ G!.;::::_,'C?- 

~~~-~:~~/. if~1~:;1;1;11-t~~~?;;:::;~~ 1 
..i1n s.9.s:~:- ~~:i ;1 .;,.55 r;~.:ti_:,-~i_;:.; • 
J1~~~~~~:•~f-.:I-::~~~~f ~~;;;~-:::~~!:~i.: ~? t ~~:- 

. -_-~-o. 

)J •.. irschbrLch . i:•LvlZ, 

·_{~ ;:5:5;].:~~-t: 1:t.~:~~1-c_r{~~~~~~l.i~t-:i3b 
"i;cscL?;i.•·:: :..··-t. 

dto. 

~--it I:o:;~~--.:~:~7-~r: ,:~·:3scnl 

. ,;J,~- ·, 
f ~ . . 

:. • ·_·5.._;;cr / '¾tP«· 

vertreten durch Recht3stellenleiter Otto Ulrich, DGB 
Landshut, Böokler-Ludmillastrasse Ge'H .Haus 
1 

gegen 

:Pa. C. L o r e ·n z Ag. Landshut, Hofmark-Aich 
beklagte Piirtei, 

vertreten durch E. Krebs, Verein d. Bayerischen Metall­ 
industrie MUnchen 2, Briennerstrasse 3tII 

wegen ~eststellung 
aur Grund der in öffentlicher Sitsung vom 13.1.1955 ge­ 
prlogenen mündlichen Verhandlung, wobei zugegen waren, 
1. 
l. Arbeitsgerichtsdirektor Hublocher ale Vorsitzender 
2. die Arbeitsrichters a) Huber Johann 

b) Spiess Robert als Beisitzer 

folgendes 
u.s_-Urteil 

I.) 
II.) 

III.) 

Die nage wird abgewiesen 
Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreites 
zu tragen. 
Der Streitwert wi:-d auf DM 900.-- restgesetzt. 

Verkündet am1 Dreizehnten Januar 
Eintausend neunhundertfün:tund~ig 

Der stellv.l1rkun4sbeamte1 
gez. Brandmeier 

Regierungs-.Angestellte 
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TatbeJtanda 

Der Iläger w.~r seit dem 2.2.1949 bei der Beklagten ala Prüfer mit 
einem Stundenlohn von 1,55 DK beschäftigt gcrne:;en, seit 1953 war er 
Vorsitzender des Betriebsrates. 

Er beteili,gte sich am Streik der IG Metall vom August -1954 und wurde 
gleich den übrieen streikenden am 9.8.1954 fristlos gekündigt. Am 
6.9.54 erhielt der ICl.äger nachfolgendes erneutes Entlassungsschreibens 

•Hiermit sprechen sir für Sie vorsorglich eine weitere fristlose 
Kündigung aus und begründen diese, ?:ie folgt a 

Bereits vor Ausbruch des Streikes haben Sie sich als Betriebsrats­ 
vorsitzender intensiv den Streikvorbereitungen gewidmet, während 
:·,ir zumindest von Dmen eine neutrale &l tung er·,,artet hätten. 
( §49 Abs. 2 BVG). 

3· Tai:;e vor Streikbeginn haben Sie es gc:;enüber dem Werkleiter ab­ 
gelehnt, eine Vereinb~rung über die Notdienste während des Streiks 
ab zus ch.Lf.e aaen , wozu sie als Betrieb:,ratsvoro:!.tzender und E. ver­ 
pflichtet geve s en •11üren ( § 49 Ab::i. 2 BVG). 

AD 9. Auguat 1954 haben Sie c-hne Erlaubnio der Werkle:!.tung ein un­ 
sachliches Flugblatt mit werkseigenen Kitteln ohne Genehmigung 
nngefertigt und ohne die notwend igc Erlaubnis der Werl::lei tung an allE 
Beiegschaftflmitgliede.r iu Werk während der Arbeitszeit verteilt 
( § 49 Abo. 2 BVG und C. Lorenz Arbeitaordnung VIII Abs. 22 ) • 

Während des Streikes haben Sie den Pförtner Bivort zu einem grossen 
Vertrauensbruch nn.:;estiftet, in den Sie ihn veranlas3ten Ihnen eine 
!ianenoli:.;te aller aia 1. Strei!:tag il!l Werk An:1esenden zu liefern • 
Bivort h.:t zuges;eb.::nurmasoen die,:ie verlangte Li,:ite auage a te l L t 
und an Sie abGeliefert ( Verntoss scGen c. Lorenz Arbeitsordnung 
VIII Abs. 13/i. . 

· P'erner haben Sie während des: Streikel'l unter Missbrauch Ihrer Auto­ 
rität als ehemaliger Betricbs~atsvo:rsitzender als Streikposten 
.lrbei tswillige von der Arbei t,rnufnahme abgehalten. 

Nach dem Streik haben Sie oich am 1.9.1954 morgens den von der 
Werkleitung an den Pförtner gegebenen Anordnungen, die ihnen von 
dem dien3ttuenden Pförtner bek>.mntgee:?ben ,.-:urden, nicht ;;e.t'Ugt. 
Darüber hinaus haben Sie trotz eindringlicher Ermahnung durch den 
Personalleiter die Mehrzahl der ehemals Streikenden aufgefordert, 
:iioh ebenfalls über die dem Pförtner gegebene An·•eisung hin'Negsu-­ 
setzen und das Werkgelände sowie die Betriebsräuae, trots des 
~usdrüoklichen Verbots, su betreten. 

Sie huben sich damit Dienstbefugnisse der Werksleitung angemasst, 
Anstiftung zum Hausfriedensbruch betrieben und vollendeten Haus­ 
friedensbruch beg:.illgen ( ~ 123 Abs. 2 StGB). 
Hach der aomit geschaffenen Lage haben Sie !Ur Ihre Person auoh 
eine weitere namentliche Aufforderung der Werkleit~ über die 
Rundspruohanlage, durch die Sie aum sofortiben Verlesoen des Werkes 
angehalten wurden, missachtet und haben den Versuch gemacht, eine 
Betriebsratseitsung absuha.ltens es bedurfte zweier nochm,J.liger 
Aufforderungen, die letzte unter Androhung poliz*ilicher Jlassnablll en, 
um Sie zum Verlassen dee Werkes au bea1egen. • 

./. 

IG Metall 
Bezirk München Verwaltur.gsstellei ;.~.~-~-~-~-~-~. 

A n t r a g 

auf Weitergewährung von Gemaßregel tenunt erstützung. 

Vpr- und Zuname: Tiloh Wolfga~.. .... geb, am: 28.8.23 

B·eruf:Elektriker _Fam,Stand: varh. Kinder unt.18Jhr.: keine 

gewerksch,org,seit:1010.1949 geleist,· Wo-Beitrag: -.80 

gewerksch. Funktion: Betriebsratsvorsitzender seit: April 1953 

bisher beschäftigt bei Fa,: c. Loreu, Ao Go, Werk Landshut 

seit: 7.2.1949 Termin der erstmaligen Ent-lassung oder 
Nichtweiterbeschäftigung (Streik): 6.9.5~ 

Grund der Entlassung: Hausfriedensbruch, Streikpostenstehen, 
Abhaltung einer illegalen Betriebsratssttsung 

Eigene Stellungnahme dazu:~ie Entlassungagründe sind an den 
Haaren herbeigezogen. Der Hauptgrund für die Firma ist, mich 
als Betriebaratsvors. auszuschalten. 

Neue Arbeitsmöglichkeit(en) angeboten: ;,,e,/Nein 

bei welcher Fa.: 

Seit streikende gearbeitet in nirgends 

Wann: 

Fa, von 

Fa, 

Den21.1. 

von 

bis 

bis 

Grund des Ausscheidens: entfällt 

Aus welchen besonderen Gründen wird die Weitergewährung von 
Unterstützung beantragt: 
Durch die Massregelung habe ich nicht nur meinen Arbeitsplats, 
sondern auch meine neue Wohnung verloren, was "t:esonjers schmerzlich 
ist, da meine Frau Lungenkr'ank 1.st. Die DM }4.- Arbeitsloaienunter­ 
stiitzung sind nicht ausreichend, um den besonderen Bedürfnissen 
me1.ner Familie gerecht zu· werden. 

1955 gez. Wolfgang Tileh 
Unterschr,d,Antragst. 
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AUSBLICK 
Es ist sicherlich reizvoll und nicht uninteressant, für einen 
Ausblick auf die zu erwartenden gesellschafts- und tarifpoli­ 
tischen Auseinandersetzungen in den nächsten Jahren Prophet zu 
spielen. 

Die idealistische Zielsetzung einer humanen, freien und gerech­ 
ten Gesellschaft war in der Arbeiterbewegung jedoch nie mit 
träumerischem Prophetentum, sondern immer mit konkretem Kampf 
und gegenwartsbezogener Kleinarbeit verbunden. Unsere Vorstel­ 
lungen von einer besseren Lebens- und Arbeitssituation der ab­ 
hängig Beschäftigten unterscheiden sich nicht von den Ziel­ 
setzungen unserer Vorkämpfer vor 100 oder vor 30 Jahren. Und 
wie sie werden wir auch nicht vergessen, die unmittelbar bevor­ 
stehenden Aufgaben zu fixieren und anzugehen - unter den Bedin­ 
gungen, die wir heute vorfinden und mit den Mitteln, die uns 
heute zur Verfügung stehen. 

Unser Einsatz ist hoch und jeder, der sich der Arbeit in den 
Gewerkschaften verschrieben hat, weiß das. Derjenige, der je­ 
de Minute, _zu jeder Stunde und Tag für Tag für seine Kollegen 
ansprechbar ist, der sich für gemeinsame Interessen stark 
macht und mit persönlichem Mut um deren Durchsetzung ringt, 
der weih, wie mühselig das Erreichte erarbeitet werden mußte. 

Der Widerstand der Unternehmer und ihrer politischen Helfers­ 
helfer wird in den nächsten Jahren keinesfalls geringer wer­ 
den - der unternehmerische Tabu-Katalog und die forcierten 
Angriffe auf die Einheitsgewerkschaft sind Beweis dafür. Nicht 
nur die tarifpolitischen Kämpfe, auch die gesellschaftspoli­ 
tischen Auseinandersetzungen werden härter werden. 

Die neuen Technologien haben eben erst begonnen, Arbeitsplätze 
und Arbeitsbedingungen einschneidend zu verändern. Wenn sich dies 
nicht einseitig zu Lasten unserer Kolleginnen und Kollegen aus­ 
wirken soll, Werden wir verstärkt um die Erhaltung von Arbeits­ 
plätzen, gegen Dequalifizierung unserer Arbeiiskraft ijnd um den 
Schutz vor profitorientierter Rationalisierung kämpfen müssen. 

Die Wirtschaftskrise ist nicht überwunden und der Konkurrenz­ 
druck, der in den 80er Jahren aus den Entwicklungsländern auf 
die europäische Industrie zukommen wird, Läßt auch wenig Hoff­ 
nung auf eine langfristige wirtschaftliche Stabilisierung. Hier 
gilt es, die formulierten gesellschaftspolitischen Forderungen 
nach Einschränkung der unternehmeris~hen Verfügungsgewalt, 
nach wirtschaftlicher Mitbestimmung auf allen Ebenen durchzu­ 
setzen und dem Versuch der Abwälzung der Krisenlasten auf die 
Arbeiter und Angestellten einen Riegel vorzuschieben. 

Schließlich werden wir die weiteren politischen Entwicklung in 
der Bundesrepublik aufmerksam verfolgen müssen. Es ist eine 
alte Erfahrung der Arbeiterbewegung, daß mit wirtschaftlichen 
Krisensituationen stets eine Verschärfung des politischen Kli­ 
mas einhergeht. Die Diskussion über ein Verbändegesetz zur 
Knebelung der Gewerkschaften, die Angriffe auf die Einheits- 
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gewerkschaft, die überwachung von Betriebsräten durch den Ver­ 
fassungsschutz und die Bespitzelung von Tarifverhandlungen 
durch die Polizei, das Verbot einer antifaschistischen Kund­ 
gebung des Deutschen Gewerkschaftsbundes in Frankfurt und das 
dreiste Auftreten der alten und neuen Nazis in der gesamten 
Bundesrepublik sind nur einige der zu nennenden Aspekte. 

VERWALTUNGSSTELLE LANDSHUT 

Die Verwaltungsstelle Landshut steht mit ihren Funktionären in den 
Betrieben vor vielseitigen Aufgaben. 

Von Simbach am Inn bis nach Mainburg, von Isen bis nach Langquaid 
und von Eching bis nach Wallersdorf sind noch immer mehr als 30 Be­ 
triebe mit über 100 Beschäftigten in der Metallindustrie und im 
Metallhandwerk ohne Betriebsrat. Nicht zu reden von all den Betr.ie­ 
ben, die weniger als 100 Arbeiter und Angestellte beschäftigen. 

Hier werden wir verstärkt tätig werden müssen,um den Belegschaften 
zu verdeutlichen, daß sie auf erkämpfte Rechte und Mitbestimmungs­ 
möglichkeiten verzichten, daß sich damit jeder einzelne und auch 
die gesamte Belegschaft schutzlos der Unternehmerwillkür unterwirft. 

Die Verwaltungsstelle betreut zur Zeit 65 Betriebe mit Betriebs­ 
ratseinheiten sowie eine Vielzahl von kleineren Betrieben, in denen 
die Betriebsratswahlen noch nicht eingeleitet werden konnten. 

Doch allein von den 65 Betrieben, die bereits einen Betriebsrat ge­ 
wählt haben, sind 30 nicht tarifgebunden, daß heißt, die Besitzer 
sind weder in einem Arbeitgeberverband organisiert, noch bestehen 
Werktarifverträge. Dieser untragbare Zustand zwingt die Betriebs­ 
räte nach jedem Tarifabschluß mehr oder weniger um die Anwendung 
der Tarifverträge zu betteln und zu bitten. 

Es wird unsere Aufgabe sein, in diesen Betrieben durch einen 
hohen Organisationsgrad die Voraussetzungen für die Durchsetzung 
von Tarifverträgen zu schaffen und den Beschäftigten den Schutz 
von Anerkennungs- oder Werktarifverträgen zu erkämpfen. 

Die Struktur der von uns erfaßten Betriebe ist problematisch: 

- 90 % der Industriebetriebe im Verwaltungsstellenbereich 
sind Zweigbetr~ebe. Durch eine Reihe von Beispielen kann 
bewiesen werden, daß gerade Zweigbetriebe als allererste 
von beschäftigungspolitischen Maßnahmen betroffen sind 
und gerade hier die Neigung am Größten ist Entlassungen 
auszusprechen und Betriebsschließungen vorzunehmen. 

- Inwieweit sich die derzeitige Entwicklung auf dem Ölmarkt 
kurz- oder langfristig auf die Automobilindustrie und 
deren Zulieferer auswirken wird, ist heute noch nicht ge­ 
nau einzuschätzen. Die Automobilindustrie in Niederbayern 
hat bisher an Beschäftigten zugenommen und dadurch Ar­ 
beitskräfte aus rückläufigen Branchen aufnehmen können. 
Tritt auch ~ier eine Stagnation oder gar ein Abbau ein, 
wird es zu hohen Arbeitslosenzahlen kommen. 
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- Die im Verwaltungsstellenbereich angesiedelten Betriebe 
sind überwiegend stark rationalisierungsfähig. Das Pro-· 
blem der arbeitsplatzfressenden Technologien zeigt sich 
schon jetzt deutlich im Bereich der Unterhaltungs-Elek­ 
tronik und wird in der nächsten Zeit auch verstärkt auf 
die übrigen elektro-technischen Bereiche zukommen. Hier 
werden besondere Aktivitäten zum Schutz vor Dequalifi­ 
zierung und zum Erhalt von Arbeitsplätzen notwendig sein. 

Dies sind nur e1n1ge Schwerpunkte der auf uns zukommenden Aufgaben. 
Insgesamt wird es unsere Aufgabe sein, auf die erkannten problema­ 
tischen Entwicklungen immer wieder hinzuweisen, rechtzeitig zu rea­ 
gieren und zum Schutz unserer Mitglieder sowie zur Verteidigung ih­ 
res Besitzstandes entsprechende Aktionen einzuleiten und durchzu­ 
führen. Im politischen Bereich müssen diese Maßnahmen und Aktivitä­ 
ten durch Forderungen zu einer verbesserten Wirtschaftsstruktur 
unterstützt werden, um·Langfristig zu einem besseren quantitativen 
und qualitativen Arbeitsplatzangebot zu kommen. 

Wenn wir diese Aufgaben bewältigen können, werden wir mit unserer 
Arbeit in der Verwaltungsstelle Landshut sicherlich dazu beitragen 
können, daß unsere Organisation in ihrer Gesamtheit die vor ihr 
liegenden Auseinandersetzungen besser bestehen und erfolgreich 
entscheiden kann. 

Die vor uns liegenden Jahre werden alles andere als Leicht sein. 
Aber die auf uns zukommenden Probleme müssen bewältigt und die 
vor uns liegenden Auseinandersetzungen und Kämpfe müssen bestan­ 
den werden. 

Wir wollen und werden unsere erfolgreiche Arbeit fortsetzen; ge­ 
meinsam, solidarisch und mit der ganz•n Kraft unserer Bewegung. 
Wir wissen, daß wir keine andere Chance haben als die Arbeit aller im 
Interesse der arbeitenden Menschen. Noch immer gilt das Wort Bert 
Brechts: 

Wer im Stich Läßt seinesgleichen, 
Läßt ja nur sich selbst im Stich. 

Und wir sollten es halten wie unsere Urgroßväter, Großväter und 
Väter: 

In den Gefängnissen des Bismarck-Staates, den Konzentrationsla­ 
gern des Hitler-Faschismus und auf den Schlachtfeldern der Welt­ 
kriege wagten sie es, von einem Leben in Frieden und Freiheit zu 
träumen. Niemals vergaßen sie ihre großen Ziele. 

Aber sie träumten nicht nur, sondern sie nahmen den Tageskampf 
auf. Sie wirkten aus den Gefängnissen heraus weiter, Leisteten 
Wide~stand in den Konzentrationslagern, übten Solidarität auf 
den Schlachtfeldern. 

Sie haben uns den Weg gezeigt: wir dürfen über der täglichen 
Kleinarbeit die großen Ziele der Arbeiterbewegung nicht verges­ 
sen. Unsere Arbeit muß stets an diesen Zielen orientiert sein. 
Und wir dürfen uns nicht dazu verleiten Lassen, von diesen 
Zielen zu träumen und darüber die Tagesarbeit zu vernach­ 
lässigen, denn sonst werden wir unsere Vorstellungen nicht 
verwirklichen können. 
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ANHANG 

Auflösungsbeschluß des Bayerischen Gewerkschaftsbundes, verabschie­ 
det während des Dritten Ordentlichen Bundestages vom 13. bis 14. 
September 1949 in München: 

"Unter der Voraussetzung, daß der für den 12. bis 14. 
Oktober 1949 einberufene Kongreß der Gewerkschaften 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland die Gründung 
des 'Deutschen Gewerkschaftsbundes' zum 1. Januar 1950 
beschließt und dieser seine Tätigkeit an diesem Tage 
oder später aufnimmt, beschließt der Bundestag des 
Bayerischen Gewerkschaftsbundes gemäß§ 21 der Bundes­ 
satzung seine Auflösung zum 31. Dezember 1949. 

Das gesamte Vermögen des Bayerischen Gewerkschafts­ 
Bundes, einschließlich aller Verbindlichkeiten, geht 
mit dem Tage der Auflösung auf den neugegründeten 
'Deutschen Gewerkschaftsbund' über. 

Mit der Abwicklung der laufenden Geschäfte und mit 
der Übertragung des Vermögens auf den neugegründeten 
'Deutschen Gewerkschaftsbund' beauftragt der Bundestag 
den bisherigen Bundesvorstand. 

Dieser ist insbesondere ermächtigt und verpflichtet, 
mit dem Vorstand des neuen 'Deutschen Gewerkschafts­ 
bundes' die übernahme sämtlicher Verträge zu verein­ 
baren sowie. alle Maßnahmen im einzelnen durchzuführen, 
die für die Übertragung des Vermögens und der Verbind­ 
lichkeiten auf den neuen 'Deutschen Gewerkschaftsbund' 
erforderlich sind. 

Die endgültige Übertragung ist durch einen Prüfungs­ 
und Abschlußbericht eines anerkannten Wirtschafts­ 
prüfers zu beenden.~ 

,,. AUSGEWÄHLTE STATISTISCHE ANGABEN 

1 

J A H R 1949 1959 1969 1979 

Mitgliederzahlen der Ver- 
waltungsstelle Landshut 2.799 2.752 5.118 17.416 
(Jahresdurchschnitt 
---------------------------- -------- ---------- ---------- -------- 
Betriebsratseinheiten keine der Verwaltungsstelle Angaben 22 27 65 
Landshut 

~öhne in der bayerischen 
Metallindustrie DM 0,79 DM 1,85 DM 3,85 DM 8,75 
(Facharbeiter) 
---------------------------- -------- ----------- ---------- --------- 
Urlaubsdauer (nach voll- 
endetem 30. Lebensjahr) 15 Tage 15 Tage 24 Tage 28 Tage 

-------- ---------·-------· - -------- ---------- ~--------- --------- 
Urlaubsgeld 
(zusätzliches) - - 30% 50% 

---------------------------- -------- ----------- - -------- --------- 
wöchentliche tariflich 
vereinbarte Arbeits- 48 Std. 44 Std. 40 Std. 40 Std. 
zeit. 

24 25 



Aus der Schlußansprache des Vorsitzenden Hans Böckler anläßlich 
des Gründungskongresses des Deutschen Gewerkschaftsbundes 1949: 

"Entgegen den da und dort geäußerten Befürchtungen, 
es könnte in diesem Kongreß zu Verstimmungen kommen, 
darf ich wohl feststellen, daß Befriedigung zu ver­ 
zeichnen war auch bei denen, deren Wünsche und Ab­ 
sichten hier keine volle Erfüllung finden konnten • 
.•• Und wenn im Kongreß selbst deren einige aufleuch­ 
teten, so haben wir doch erreicht, daß sachliche 
Meinungsverschiedenheiten.hier eine sachliche Behand­ 
lung erfahren haben. Wenn das auch in Zukunft geschieht 
••• , brauchen wir keine Sorge zu tragen um eine frucht­ 
bare Arbeit. Echt ge.werkschaftl iche, d. h. kamerad­ 
schaftliche Zusammenarbeit wird dann die Erfolge zei­ 
tigen, deren wir bedürfen. 

Darum laßt uns frohen Mutes an die Arbeit gehen, an 
schwere Arbeit, die wir verantwortungsbewußt, jede und 
jeder an seinem Platze leisten wollen. Wir wollen hi­ 
naustragen in die Mitglieder den guten Geist und den 
ernsten Wi1len, von denen die Arbeit dieses Kongresses 
getragen war. Wir wollen schützen und pflegen die Ei­ 
nigkeit und Einheit der Organisation und sie vertei­ 
digen gegenüber jedermann. 

Groß sind die Schwierigkeiten, die uns erwarten, erha­ 
ben aber auch der Gedanke, zu ihrer Lösung mitberufen 
zu sein. Was wir zu leisten haben und was wir leisten 
werden, es ist durchaus in unsere eigenen Hände gege­ 
ben. Die Gewerkschaften genießen das Vertrauen vieler 
Millionen Menschen im lande. Sie sind ihre Hoffnung 
und sind ihre Zuversicht. Wir wollen dies Vertrauen 
rechtfertigen durch unermüdliche Hingabe an das Werk 
der Befreiung der Arbeitenden und der sozial schlecht 
gestellten Menschen von Unfreiheit, Not und Elend ••• 

Und nun mit Zuversicht ans Werk. Ein zielklarer Wille 
leitet zur Tat, die allen Werkes Anfang ist ••• 

Ich bitte Sie, verehrte Anwesende, zum Schluß mit mir 
einzustimmen in den Ruf: 

Es lebe die deutsche Arbeiterbewegung, 
es lebe die Internationale, 

. beide in Freiheit und .in Unabhängigkeit!'' 
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